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I 

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EG) Nr. 982/2009 DER KOMMISSION 

vom 21. Oktober 2009 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 22. Oktober 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 21. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA 37,2 
MK 23,8 
TR 77,9 
ZZ 46,3 

0707 00 05 MK 31,4 
TR 130,8 
ZZ 81,1 

0709 90 70 TR 112,6 
ZZ 112,6 

0805 50 10 AR 79,6 
CL 83,5 
TR 76,1 
US 56,3 
ZA 62,2 
ZZ 71,5 

0806 10 10 BR 200,6 
EG 80,3 
TR 119,9 
US 205,1 
ZZ 151,5 

0808 10 80 CL 114,8 
CN 78,3 
MK 16,1 
NZ 83,3 
US 105,8 
ZA 74,0 
ZZ 78,7 

0808 20 50 CN 49,7 
TR 85,0 
ZA 70,1 
ZZ 68,3 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 983/2009 DER KOMMISSION 

vom 21. Oktober 2009 

zur Zulassung bzw. Verweigerung der Zulassung bestimmter gesundheitsbezogener Angaben über 
Lebensmittel betreffend die Verringerung eines Krankheitsrisikos sowie die Entwicklung und die 

Gesundheit von Kindern 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 über 
nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben über Lebensmit­
tel ( 1 ), insbesondere auf Artikel 17 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 sind gesund­
heitsbezogene Angaben über Lebensmittel verboten, so­
fern sie nicht von der Kommission im Einklang mit der 
genannten Verordnung zugelassen und in eine Liste zu­
lässiger Angaben aufgenommen wurden. 

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 sieht weiterhin vor, 
dass Lebensmittelunternehmer der zuständigen nationa­
len Behörde eines Mitgliedstaats einen Antrag auf Zulas­
sung gesundheitsbezogener Angaben vorlegen können. 
Die zuständige nationale Behörde leitet die Anträge an 
die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit 
(EFSA; nachstehend „die Behörde“) weiter. 

(3) Nach Erhalt eines Antrags setzt die Behörde unverzüglich 
die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission hiervon 
in Kenntnis und gibt eine Stellungnahme zur betreffen­
den gesundheitsbezogenen Angabe ab. 

(4) Die Kommission entscheidet über die Zulassung gesund­
heitsbezogener Angaben unter Berücksichtigung der von 
der Behörde vorgelegten Stellungnahme. 

(5) Am 19. August 2008 erhielten die Kommission und die 
Mitgliedstaaten von der Behörde sieben Stellungnahmen 
zu Anträgen auf Zulassung gesundheitsbezogener Anga­
ben. Am 22. September 2008 erhielten die Kommission 
und die Mitgliedstaaten von der Behörde eine Stellung­
nahme zu einem Antrag auf Zulassung gesundheitsbezo­
gener Angaben. Am 22. Oktober 2008 erhielten die 
Kommission und die Mitgliedstaaten von der Behörde 
acht Stellungnahmen zu Anträgen auf Zulassung gesund­
heitsbezogener Angaben. Am 31. Oktober 2008 erhiel­
ten die Kommission und die Mitgliedstaaten von der 
Behörde fünf Stellungnahmen zu Anträgen auf Zulassung 
gesundheitsbezogener Angaben. Am 14. November 2008 
erhielten die Kommission und die Mitgliedstaaten von der 
Behörde zwei Stellungnahmen zu Anträgen auf Zulas­
sung gesundheitsbezogener Angaben. 

(6) Sechs Stellungnahmen bezogen sich auf Zulassungs­
anträge hinsichtlich Angaben über die Verringerung eines 
Krankheitsrisikos gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a 
der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006; siebzehn Stellung­
nahmen bezogen sich auf Zulassungsanträge hinsichtlich 
Angaben über die Entwicklung und die Gesundheit von 
Kindern gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung (EG) Nr. 1924/2006. Zwischenzeitlich 
wurde ein Antrag auf Zulassung gesundheitsbezogener 
Angaben vom Antragsteller zurückgezogen, und ein an­
derer Antrag wird Gegenstand einer weiteren Entschei­
dung sein. 

(7) Nach dem Antrag von Unilever plc (Vereinigtes König­
reich) und Unilever N.V. (Niederlande) gemäß Artikel 14 
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 wurde die Behörde ersucht, eine Stellung­
nahme zu einer gesundheitsbezogenen Angabe hinsicht­
lich der Wirkung von Pflanzensterolen auf den Choleste­
rinspiegel und das Risiko einer koronaren Herzerkran­
kung abzugeben (Frage Nr. EFSA-Q-2008-085) ( 2 ). Die 
vom Antragsteller vorgeschlagene Angabe hatte folgen­
den Wortlaut: „Es ist erwiesen, dass Pflanzensterole den 
Cholesterinspiegel signifikant senken/reduzieren. Durch 
einen gesenkten Cholesterinspiegel reduziert sich nach­
weislich das Risiko einer (koronaren) Herzerkrankung.“ 

(8) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen der Aufnahme von 
Pflanzensterolen und der angegebenen Wirkung ein kau­
saler Zusammenhang hergestellt wurde. Vorbehaltlich ei­
ner Umformulierung sollte die Angabe als den Anforde­
rungen der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 entspre­
chend angesehen werden, insbesondere mit Blick auf 
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a, und in die Gemein­
schaftsliste zulässiger Angaben aufgenommen werden. 

(9) Nach dem Antrag von McNeil Nutritionals gemäß 
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe der Verordnung (EG) 
Nr. 1924/2006 wurde die Behörde ersucht, eine Stellung­
nahme zu einer gesundheitsbezogenen Angabe hinsicht­
lich der Wirkung von Pflanzenstanolestern auf den Cho­
lesterinspiegel und das Risiko einer koronaren Herz­
erkrankung abzugeben (Frage Nr. EFSA-Q-2008-118) ( 3 ). 
Die vom Antragsteller vorgeschlagene Angabe hatte fol­
genden Wortlaut: „Durch eine aktive Senkung/Reduzie­
rung von LDL-Cholesterin (um bis zu 14 % binnen 2 
Wochen durch Blockierung der Cholesterin-Absorption) 
verringern Pflanzenstanolester das Risiko einer (korona­
ren) Herzerkrankung.“
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(10) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen der Aufnahme von 
Pflanzenstanolestern und der angegebenen Wirkung ein 
kausaler Zusammenhang hergestellt wurde. Vorbehaltlich 
einer Umformulierung sollte die Angabe als den Anfor­
derungen der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 entspre­
chend angesehen werden, insbesondere mit Blick auf 
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a, und in die Gemein­
schaftsliste zulässiger Angaben aufgenommen werden. 

(11) Nach dem Antrag von Unilever plc/N.V. gemäß 
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) 
Nr. 1924/2006 wurde die Behörde ersucht, eine Stellung­
nahme zu einer gesundheitsbezogenen Angabe hinsicht­
lich der Wirkung von α-Linolensäure (ALA) und Lin­
olsäure (LA) auf das Wachstum und die Entwicklung 
von Kindern abzugeben (Frage Nr. EFSA-Q-2008- 
079) ( 1 ). Die vom Antragsteller vorgeschlagene Angabe 
hatte folgenden Wortlaut: „Damit Kinder richtig wachsen 
und sich gesund entwickeln, müssen sie regelmäßig es­
senzielle Fettsäuren zu sich nehmen.“ 

(12) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen der Aufnahme von 
ALA und LA und der angegebenen Wirkung ein kausaler 
Zusammenhang hergestellt wurde. Eine gesundheitsbezo­
gene Angabe, die eine solche Schlussfolgerung zulässt, 
sollte als den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 entsprechend angesehen und in die Gemein­
schaftsliste zulässiger Angaben aufgenommen werden. 

(13) Nach dem Antrag der Association de la Transformation 
Laitière Française (ATLA) gemäß Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 wurde 
die Behörde ersucht, eine Stellungnahme zu einer gesund­
heitsbezogenen Angabe hinsichtlich der Wirkung von 
Vitamin D auf das Knochenwachstum abzugeben (Frage 
Nr. EFSA-Q-2008-323) ( 2 ). Die vom Antragsteller vor­
geschlagene Angabe hatte folgenden Wortlaut: 
„Vitamin D ist für das Knochenwachstum bei Kindern 
von grundlegender Bedeutung.“ 

(14) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen der Aufnahme von 
Vitamin D und der angegebenen Wirkung ein kausaler 
Zusammenhang hergestellt wurde. Eine gesundheitsbezo­
gene Angabe, die eine solche Schlussfolgerung zulässt, 
sollte als den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 entsprechend angesehen und in die Gemein­
schaftsliste zulässiger Angaben aufgenommen werden. 

(15) Nach dem Antrag von Yoplait Dairy Crest Ltd gemäß 
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) 
Nr. 1924/2006 wurde die Behörde ersucht, eine Stellung­
nahme zu einer gesundheitsbezogenen Angabe hinsicht­
lich der Wirkung von Kalzium und Vitamin D auf die 
Knochenfestigkeit abzugeben (Frage Nr. EFSA-Q-2008- 
116) ( 3 ). Die vom Antragsteller vorgeschlagene Angabe 
hatte folgenden Wortlaut: „Kalzium und Vitamin D tra­
gen im Rahmen einer gesunden Ernährung und eines 
gesunden Lebensstils zum Aufbau fester Knochen bei 
Kindern und Jugendlichen bei.“ 

(16) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen der Aufnahme von 
Kalzium und Vitamin D und der angegebenen Wirkung 
ein kausaler Zusammenhang hergestellt wurde. Eine ge­
sundheitsbezogene Angabe, die eine solche Schlussfolge­
rung zulässt, sollte als den Anforderungen der Verord­
nung (EG) Nr. 1924/2006 entsprechend angesehen und 
in die Gemeinschaftsliste zulässiger Angaben aufgenom­
men werden. 

(17) Nach dem Antrag der Association de la Transformation 
Laitière Française (ATLA) gemäß Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 wurde 
die Behörde ersucht, eine Stellungnahme zu einer gesund­
heitsbezogenen Angabe hinsichtlich der Wirkung von 
Kalzium auf das Knochenwachstum abzugeben (Frage 
Nr. EFSA-Q-2008-322) ( 4 ). Die vom Antragsteller vor­
geschlagene Angabe hatte folgenden Wortlaut: „Kalzium 
wird für ein gesundes Knochenwachstum bei Kindern 
benötigt.“ 

(18) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen der Aufnahme von 
Kalzium und der angegebenen Wirkung ein kausaler Zu­
sammenhang hergestellt wurde. Eine gesundheitsbezo­
gene Angabe, die eine solche Schlussfolgerung zulässt, 
sollte als den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 entsprechend angesehen und in die Gemein­
schaftsliste zulässiger Angaben aufgenommen werden. 

(19) Nach dem Antrag der Association de la Transformation 
Laitière Française (ATLA) gemäß Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 wurde 
die Behörde ersucht, eine Stellungnahme zu einer gesund­
heitsbezogenen Angabe hinsichtlich der Wirkung von 
tierischem Eiweiß auf das Knochenwachstum abzugeben 
(Frage Nr. EFSA-Q-2008-326) ( 5 ). Die vom Antragsteller 
vorgeschlagene Angabe hatte folgenden Wortlaut: „Tieri­
sches Eiweiß trägt zum Knochenwachstum bei Kindern 
bei.“ 

(20) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen der Aufnahme von 
Eiweiß und der angegebenen Wirkung ein kausaler Zu­
sammenhang hergestellt wurde. Eine gesundheitsbezo­
gene Angabe, die eine solche Schlussfolgerung zulässt, 
sollte als den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 entsprechend angesehen und in die Gemein­
schaftsliste zulässiger Angaben aufgenommen werden. 

(21) Artikel 16 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 
sieht vor, dass eine Stellungnahme, in der die Zulassung 
einer gesundheitsbezogenen Angabe befürwortet wird, 
bestimmte Informationen enthält. Diese Informationen 
sollten in Anhang I der vorliegenden Verordnung für 
die sieben zulässigen Angaben aufgeführt werden und 
gemäß den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 und den Stellungnahmen der Behörde gege­
benenfalls den überarbeiteten Wortlaut der Angabe, spe­
zielle Bedingungen für die Verwendung der Angabe, Be­
dingungen bzw. Beschränkungen hinsichtlich der Ver­
wendung des Lebensmittels und/oder eine zusätzliche Er­
klärung oder Warnung umfassen.
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(22) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 soll u. a. sicher­
gestellt werden, dass gesundheitsbezogene Angaben 
wahrheitsgemäß, klar, verlässlich und für den Verbrau­
cher hilfreich sind; Formulierung und Aufmachung der 
Angaben sind vor diesem Hintergrund zu bewerten. In 
den Fällen, in denen der Wortlaut einer Angabe aus Ver­
brauchersicht gleichbedeutend ist mit einer zugelassenen 
gesundheitsbezogenen Angabe gemäß Anhang I, da da­
mit auf den gleichen Zusammenhang zwischen einer Le­
bensmittelkategorie, einem Lebensmittel oder einem Le­
bensmittelbestandteil und einer bestimmten Auswirkung 
auf die Gesundheit hingewiesen wird, sollte jene Angabe 
auch den Verwendungsbedingungen nach dem genannten 
Anhang unterliegen. 

(23) Nach dem Antrag von BIO SERAE gemäß Artikel 14 
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 wurde die Behörde ersucht, eine Stellung­
nahme zu einer gesundheitsbezogenen Angabe hinsicht­
lich der Wirkung von NeOpuntia® auf Blutfettparameter 
abzugeben, die mit kardiovaskulären Risiken in Verbin­
dung gebracht werden, insbesondere HDL-Cholesterin 
(Frage Nr. EFSA-Q-2008-214) ( 1 ). Die vom Antragsteller 
vorgeschlagene Angabe hatte folgenden Wortlaut: „NeO­
puntia® trägt zu einer Verbesserung der mit kardiovas­
kulären Risiken in Verbindung gebrachten Blutfett­
parameter bei, insbesondere zu einer Verbesserung des 
HDL-Cholesterinwerts.“ 

(24) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen der Einnahme von 
NeOpuntia® und der angegebenen Wirkung kein kausa­
ler Zusammenhang hergestellt werden konnte. Da die 
Angabe somit den Anforderungen der Verordnung (EG) 
Nr. 1924/2006 nicht entspricht, sollte von einer Zulas­
sung abgesehen werden. 

(25) Nach dem Antrag von Valio Ltd gemäß Artikel 14 
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 wurde die Behörde ersucht, eine Stellung­
nahme zu einer gesundheitsbezogenen Angabe hinsicht­
lich der Wirkung von mit Lactobacillus-helveticus fermen­
tierten fettarmen Evolus®-Milcherzeugnissen auf arterielle 
Steifigkeit abzugeben (Frage Nr. EFSA-Q-2008-218) ( 2 ). 
Die vom Antragsteller vorgeschlagene Angabe hatte fol­
genden Wortlaut: „Evolus® verringert arterielle Steifig­
keit.“ 

(26) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen dem Verzehr von 
mit Lactobacillus-helveticus fermentierten fettarmen Evo­
lus®-Milcherzeugnissen und der angegebenen Wirkung 
kein kausaler Zusammenhang hergestellt wurde. Da die 
Angabe somit den Anforderungen der Verordnung (EG) 
Nr. 1924/2006 nicht entspricht, sollte von einer Zulas­
sung abgesehen werden. 

(27) Nach dem Antrag von Martek Biosciences Corporation 
gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 1924/2006 wurde die Behörde ersucht, eine 
Stellungnahme zu einer gesundheitsbezogenen Angabe 
hinsichtlich der Wirkung von Docosahexaensäure (DHA) 
und Arachidonsäure (ARA) auf die neurale Entwicklung 
des Gehirns und der Augen abzugeben (Frage Nr. EFSA- 
Q-2008-120) ( 3 ). Die vom Antragsteller vorgeschlagene 

Angabe hatte folgenden Wortlaut: „DHA und ARA unter­
stützen die neurale Entwicklung des Gehirns und der 
Augen.“ 

(28) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen dem Verzehr des 
Lebensmittels/Lebensmittelbestandteils (DHA und ARA) 
ab dem vollendeten sechsten Lebensmonat und der an­
gegebenen Wirkung kein kausaler Zusammenhang her­
gestellt wurde. Da die Angabe somit den Anforderungen 
der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 nicht entspricht, 
sollte von einer Zulassung abgesehen werden. Darüber 
hinaus schlussfolgerte die Behörde, dass bei Kindern, 
die bis zum vollendeten vierten bis sechsten Lebens­
monat gestillt wurden und denen zwischen dem voll­
endeten sechsten Lebensmonat und dem vollendeten ers­
ten Lebensjahr mit DHA und ARA angereicherte Säug­
lingsnahrung verabreicht wurde, die Entwicklung der Seh­
schärfe positiv beeinflusst werden könnte. Die Behörde 
wies jedoch auch darauf hin, dass keine Nachweise für 
die Auswirkungen vorgelegt wurden, die eine Nahrungs­
ergänzung mit DHA und ARA nach dem sechsten Le­
bensmonat auf die Entwicklung der Sehschärfe bei gesun­
den Säuglingen hat, die nicht gestillt, sondern während 
der ersten Lebensmonate mit nicht angereicherter Säug­
lingsnahrung gefüttert wurden. Eine gesundheitsbezogene 
Angabe, die eine solche Schlussfolgerung zulässt, ent­
spricht nicht den allgemeinen Grundsätzen und Anforde­
rungen der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006, insbeson­
dere in Bezug auf die Artikel 3, 5 und 6; daher sollte von 
einer Zulassung abgesehen werden. 

(29) Nach dem Antrag von National Dairy Council gemäß 
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) 
Nr. 1924/2006 wurde die Behörde ersucht, eine Stellung­
nahme zu einer gesundheitsbezogenen Angabe hinsicht­
lich der Wirkung von Milchprodukten (Milch und Käse) 
auf die Zahngesundheit abzugeben (Frage Nr. EFSA-Q- 
2008-112) ( 4 ). Die vom Antragsteller vorgeschlagene An­
gabe hatte folgenden Wortlaut: „Milchprodukte (Milch 
und Käse) fördern die Zahngesundheit bei Kindern.“ 

(30) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass die Lebensmittelkategorie 
Milchprodukte (Milch und Käse), die Gegenstand der ge­
sundheitsbezogenen Angabe ist, nicht ausreichend spezi­
fiziert wurde und zwischen dem Verzehr von Milch und 
Käse und der angegebenen Wirkung kein kausaler Zu­
sammenhang hergestellt wurde. Da die Angabe somit 
den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 
nicht entspricht, sollte von einer Zulassung abgesehen 
werden. 

(31) Nach dem Antrag von National Dairy Council gemäß 
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) 
Nr. 1924/2006 wurde die Behörde ersucht, eine Stellung­
nahme zu einer gesundheitsbezogenen Angabe hinsicht­
lich der Wirkung von Milchprodukten auf ein gesundes 
Körpergewicht abzugeben (Frage Nr. EFSA-Q-2008- 
110) ( 5 ). Die vom Antragsteller vorgeschlagene Angabe 
hatte folgenden Wortlaut: „Drei Portionen Milchprodukte 
pro Tag können im Rahmen einer ausgewogenen Ernäh­
rung zur Förderung eines gesunden Körpergewichts bei 
Kindern und Jugendlichen beitragen.“
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(32) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass die Lebensmittelkategorie 
Milchprodukte (Milch und Käse), die Gegenstand der ge­
sundheitsbezogenen Angabe ist, nicht ausreichend spezi­
fiziert wurde und zwischen dem täglichen Verzehr von 
Milchprodukten (Milch, Käse und Joghurt) und der ange­
gebenen Wirkung kein kausaler Zusammenhang her­
gestellt wurde. Da die Angabe somit den Anforderungen 
der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 nicht entspricht, 
sollte von einer Zulassung abgesehen werden. 

(33) Nach dem Antrag von enzyme.pro.ag gemäß Artikel 14 
Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 wurde die Behörde ersucht, eine Stellung­
nahme zu einer gesundheitsbezogenen Angabe hinsicht­
lich der Wirkung von regulat®.pro.kid IMMUN auf das 
Immunsystem von Kindern in der Wachstumsphase ab­
zugeben (Frage Nr. EFSA-Q-2008-082) ( 1 ). Die vom An­
tragsteller vorgeschlagene Angabe hatte folgenden Wort­
laut: „regulat®.pro.kid IMMUN unterstützt, stimuliert und 
moduliert das Immunsystem von Kindern in der Wachs­
tumsphase.“ 

(34) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass das Lebensmittel „regu­
lat®.pro.kid IMMUN“, das Gegenstand der gesundheits­
bezogenen Angabe ist, nicht ausreichend spezifiziert 
wurde und zwischen dem Verzehr von regulat®.pro.kid 
IMMUN und der angegebenen Wirkung kein kausaler 
Zusammenhang hergestellt wurde. Da die Angabe somit 
den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 
nicht entspricht, sollte von einer Zulassung abgesehen 
werden. 

(35) Nach dem Antrag von enzyme.pro.ag gemäß Artikel 14 
Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 wurde die Behörde ersucht, eine Stellung­
nahme zu einer gesundheitsbezogenen Angabe hinsicht­
lich der Wirkung von regulat®.pro.kid BRAIN auf die 
geistige und kognitive Entwicklung von Kindern abzuge­
ben (Frage Nr. EFSA-Q-2008-083) ( 2 ). Die vom Antrag­
steller vorgeschlagene Angabe hatte folgenden Wortlaut: 
„regulat®.pro.kid BRAIN trägt zur geistigen und kogniti­
ven Entwicklung von Kindern bei.“ 

(36) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass das Lebensmittel „regu­
lat®.pro.kid BRAIN“, das Gegenstand der gesundheits­
bezogenen Angabe ist, nicht ausreichend spezifiziert 
wurde und zwischen dem Verzehr von regulat®.pro.kid 
BRAIN und der angegebenen Wirkung kein kausaler Zu­
sammenhang hergestellt wurde. Da die Angabe somit den 
Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 
nicht entspricht, sollte von einer Zulassung abgesehen 
werden. 

(37) Nach den beiden Anträgen von Pharma Consulting & 
Industries gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 wurde die Behörde er­
sucht, eine Stellungnahme zu einer gesundheitsbezoge­
nen Angabe hinsichtlich der beruhigenden Wirkung 

von „I omega kids®/Pufan 3 kids®“ abzugeben (Frage Nr. 
EFSA-Q-2008-091 und Frage Nr. EFSA-Q-2008-096) ( 3 ). 
Die vom Antragsteller vorgeschlagene Angabe hatte fol­
genden Wortlaut: „Wirkt beruhigend“. 

(38) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen der Einnahme von 
DHA und Eicosapentaensäure (EPA) und der angegebe­
nen Wirkung kein kausaler Zusammenhang hergestellt 
wurde. Da die Angabe somit den Anforderungen der 
Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 nicht entspricht, sollte 
von einer Zulassung abgesehen werden. 

(39) Nach den beiden Anträgen von Pharma Consulting & 
Industries gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 wurde die Behörde er­
sucht, eine Stellungnahme zu einer gesundheitsbezoge­
nen Angabe hinsichtlich der ausgleichenden Wirkung 
von „I omega kids®/Pufan 3 kids®“ abzugeben (Frage 
Nr. EFSA-Q-2008-092 und Frage Nr. EFSA-Q-2008- 
097) ( 4 ). Die vom Antragsteller vorgeschlagene Angabe 
hatte folgenden Wortlaut: „Sorgt für Ausgleich und 
schafft Raum für eine positive Entwicklung des Kindes.“ 

(40) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen der Einnahme von 
DHA und EPA und der angegebenen Wirkung kein kau­
saler Zusammenhang hergestellt wurde. Da die Angabe 
somit den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 nicht entspricht, sollte von einer Zulassung 
abgesehen werden. 

(41) Nach den beiden Anträgen von Pharma Consulting & 
Industries gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 wurde die Behörde er­
sucht, eine Stellungnahme zu einer gesundheitsbezoge­
nen Angabe hinsichtlich der Wirkung von „I omega 
kids®/Pufan 3 kids®“ auf die Sehkraft abzugeben (Frage 
Nr. EFSA-Q-2008-095 und Frage Nr. EFSA-Q-2008- 
100) ( 5 ). Die vom Antragsteller vorgeschlagene Angabe 
hatte folgenden Wortlaut: „Unterstützt die Sehkraft.“ 

(42) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen der Einnahme von 
DHA und EPA und der angegebenen Wirkung kein kau­
saler Zusammenhang hergestellt wurde. Da die Angabe 
somit den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 nicht entspricht, sollte von einer Zulassung 
abgesehen werden. 

(43) Nach den beiden Anträgen von Pharma Consulting & 
Industries gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 wurde die Behörde er­
sucht, eine Stellungnahme zu einer gesundheitsbezoge­
nen Angabe hinsichtlich der Wirkung von „I omega 
kids®/Pufan 3 kids®“ auf die geistige Entwicklung abzu­
geben (Frage Nr. EFSA-Q-2008-098 und Frage Nr. EFSA- 
Q-2008-104) ( 6 ). Die vom Antragsteller vorgeschlagene 
Angabe hatte folgenden Wortlaut: „Unterstützt die geis­
tige Entwicklung.“
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(44) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen der Einnahme von 
DHA und EPA und der angegebenen Wirkung kein kau­
saler Zusammenhang hergestellt wurde. Da die Angabe 
somit den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 nicht entspricht, sollte von einer Zulassung 
abgesehen werden. 

(45) Nach den beiden Anträgen von Pharma Consulting & 
Industries gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 wurde die Behörde er­
sucht, eine Stellungnahme zu einer gesundheitsbezoge­
nen Angabe hinsichtlich der Wirkung von „I omega 
kids®/Pufan 3 kids®“ auf die Konzentration abzugeben 
(Frage Nr. EFSA-Q-2008-094 und Frage Nr. EFSA-Q- 
2008-099) ( 1 ). Die vom Antragsteller vorgeschlagene An­
gabe hatte folgenden Wortlaut: „Fördert die Konzentra­
tion.“ 

(46) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen der Einnahme von 
DHA und EPA und der angegebenen Wirkung kein kau­
saler Zusammenhang hergestellt wurde. Da die Angabe 
somit den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 nicht entspricht, sollte von einer Zulassung 
abgesehen werden. 

(47) Nach den beiden Anträgen von Pharma Consulting & 
Industries gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 wurde die Behörde er­
sucht, eine Stellungnahme zu einer gesundheitsbezoge­
nen Angabe hinsichtlich der Wirkung von „I omega 
kids®/Pufan 3 kids®“ auf die Denkfähigkeit abzugeben 
(Frage Nr. EFSA-Q-2008-093 und Frage Nr. EFSA-Q- 
2008-101) ( 2 ). Die vom Antragsteller vorgeschlagene An­
gabe hatte folgenden Wortlaut: „Fördert die Denkfähig­
keit.“ 

(48) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen der Einnahme von 
DHA und EPA und der angegebenen Wirkung kein kau­
saler Zusammenhang hergestellt wurde. Da die Angabe 
somit den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 nicht entspricht, sollte von einer Zulassung 
abgesehen werden. 

(49) Nach den beiden Anträgen von Pharma Consulting & 
Industries gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 wurde die Behörde er­
sucht, eine Stellungnahme zu einer gesundheitsbezoge­
nen Angabe hinsichtlich der Wirkung von „I omega 
kids®/Pufan 3 kids®“ auf die Lernfähigkeit abzugeben 
(Frage Nr. EFSA-Q-2008-102 und Frage Nr. EFSA-Q- 
2008-103) ( 3 ). Die vom Antragsteller vorgeschlagene An­
gabe hatte folgenden Wortlaut: „Unterstützt die Lern­
fähigkeit.“ 

(50) Auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam die Be­
hörde zu dem Schluss, dass zwischen der Einnahme von 
DHA und EPA und der angegebenen Wirkung kein kau­
saler Zusammenhang hergestellt wurde. Da die Angabe 
somit den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 nicht entspricht, sollte von einer Zulassung 
abgesehen werden. 

(51) Die von den Antragstellern und Vertretern der Öffentlich­
keit gemäß Artikel 16 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 gegenüber der Kommission abgegebenen Be­
merkungen fanden bei der Festlegung der in der vorlie­
genden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen Berück­
sichtigung. 

(52) Gemäß Artikel 28 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 dürfen gesundheitsbezogene Angaben im 
Sinne von Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b dieser Ver­
ordnung, die durch die vorliegende Verordnung nicht 
zugelassen werden, bis zu sechs Monate nach Erlass einer 
Entscheidung gemäß Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 1924/2006 weiter verwendet werden. Jedoch 
erfüllen Anträge, die nicht vor dem 19. Januar 2008 
gestellt wurden, nicht die Anforderung gemäß 
Artikel 28 Absatz 6 Buchstabe b und die in diesem 
Artikel vorgesehene Übergangsfrist findet keine Anwen­
dung. Daher sollte eine Übergangsfrist von sechs Mona­
ten eingeräumt werden, um Lebensmittelunternehmern 
die Anpassung an die Bestimmungen dieser Verordnung 
zu ermöglichen. 

(53) Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maß­
nahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen 
Ausschusses für die Lebensmittelkette und 
Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Anhang I zur vorliegenden Verordnung aufgeführten 
gesundheitsbezogenen Angaben dürfen über Lebensmittel auf 
dem Gemeinschaftsmarkt gemäß den in diesem Anhang fest­
gelegten Bedingungen gemacht werden. 

Diese gesundheitsbezogenen Angaben werden in eine Liste zu­
lässiger Angaben gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1924/2006 aufgenommen. 

Artikel 2 

Die in Anhang II zur vorliegenden Verordnung aufgeführten 
gesundheitsbezogenen Angaben werden abgelehnt. 

Artikel 3 

Die gesundheitsbezogenen Angaben gemäß Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006, die in An­
hang II der vorliegenden Verordnung aufgeführt sind, dürfen 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung noch für sechs Monate 
verwendet werden
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Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 21. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Androulla VASSILIOU 
Mitglied der Kommission
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ANHANG I 

ZUGELASSENE GESUNDHEITSBEZOGENE ANGABEN 

Antrag — einschlägige 
Bestimmungen der Verordnung 

(EG) Nr. 1924/2006 
Antragsteller — Adresse 

Nährstoff, Substanz, 
Lebensmittel oder 

Lebensmittelkategorie 
Angabe Verwendungsbedingungen der Angabe 

Bedingungen und/oder 
Beschränkungen hinsicht­
lich der Verwendung des 
Lebensmittels und/oder 
zusätzliche Erklärungen 

oder Warnungen 

Referenznummer der 
EFSAStellungnahme 

Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe a: gesundheits­
bezogene Angabe über die 
Verringerung eines Krank­
heitsrisikos 

Unilever plc; Port 
Sunlight, Wirral, 
Merseyside, CH62 4ZD, 
Vereinigtes Königreich 
und Unilever N.V., 
Weena 455, Rotterdam, 
3013 AL, Niederlande 

Pflanzensterole: aus 
Pflanzen extrahierte 
Sterole, frei oder mit 
lebensmittelgeeigneten 
Fettsäuren verestert. 

Pflanzensterole senken/reduzieren 
nachweislich den Cholesterinspie­
gel. Ein hoher Cholesterinwert ge­
hört zu den Risikofaktoren der 
koronaren Herzerkrankung. 

Unterrichtung der Verbraucher, 
dass sich die positive Wirkung 
bei einer täglichen Aufnahme 
von mindestens 2 g Pflanzens­
terolen einstellt. 

Q-2008-085 

Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe a: gesundheits­
bezogene Angabe über die 
Verringerung eines Krank­
heitsrisikos 

McNeil Nutritionals, 
Landis und Gyr Strasse 1, 
6300 Zug, Schweiz 

Pflanzenstanolester Pflanzenstanolester senken/redu­
zieren nachweislich den Choleste­
rinspiegel. Ein hoher Cholesterin­
wert gehört zu den Risikofak­
toren der koronaren Herzerkran­
kung. 

Unterrichtung der Verbraucher, 
dass sich die positive Wirkung 
bei einer täglichen Aufnahme 
von mindestens 2 g Pflanzens­
tanolen einstellt. 

Q-2008-118 

Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe b: gesundheits­
bezogene Angabe über die 
Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

Unilever plc, Port 
Sunlight, Wirral, 
Merseyside, CH62 4ZD, 
Vereinigtes Königreich 
und Unilever N.V., 
Weena 455, Rotterdam, 
3013 AL, Niederlande 

α-Linolensäure und Lin­
olsäure 

Essenzielle Fettsäuren werden für 
ein gesundes Wachstum und eine 
gesunde Entwicklung bei Kindern 
benötigt. 

Unterrichtung der Verbraucher, 
dass sich die positive Wirkung 
bei einer täglichen Aufnahme 
von Linolsäure in einer Menge 
von 1 % des gesamten Energiebe­
darfs und von α-Linolensäure in 
einer Menge von 0,2 % des ge­
samten Energiebedarfs einstellt. 

Q-2008-079 

Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe b: gesundheits­
bezogene Angabe über die 
Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

Association de la 
Transformation Laitière 
Française (ATLA), 42, rue 
du Châteaudun, 75314 
Paris Cedex 09, 
Frankreich 

Kalzium Kalzium wird für ein gesundes 
Wachstum und eine gesunde Ent­
wicklung der Knochen bei Kin­
dern benötigt. 

Diese Angabe darf nur für Le­
bensmittel verwendet werden, 
die die Mindestanforderungen an 
eine Kalziumquelle gemäß der im 
Anhang der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 aufgeführten Angabe 
[NAME DES VITAMINS/DER VI­
TAMINE] UND/ODER [NAME 
DES MINERALSTOFFS/DER MI­
NERALSTOFFE]-QUELLE erfüllen. 

Q-2008-322 

Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe b: gesundheits­
bezogene Angabe über die 
Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

Association de la 
Transformation Laitière 
Française (ATLA), 42, rue 
du Châteaudun, 75314 
Paris Cedex 09, 
Frankreich 

Eiweiß/Protein Eiweiß wird für ein gesundes 
Wachstum und eine gesunde Ent­
wicklung der Knochen bei Kin­
dern benötigt. 

Diese Angabe darf nur für Le­
bensmittel verwendet werden, 
die die Mindestanforderungen an 
eine Proteinquelle gemäß der im 
Anhang der Verordnung (EG) Nr. 
1924/2006 aufgeführten Angabe 
PROTEINQUELLE erfüllen. 

Q-2008-326

D
E 

22.10.2009 
A

m
tsblatt der Europäischen U

nion 
L 277/9



Antrag — einschlägige 
Bestimmungen der Verordnung 

(EG) Nr. 1924/2006 
Antragsteller — Adresse 

Nährstoff, Substanz, 
Lebensmittel oder 

Lebensmittelkategorie 
Angabe Verwendungsbedingungen der Angabe 

Bedingungen und/oder 
Beschränkungen hinsicht­
lich der Verwendung des 
Lebensmittels und/oder 
zusätzliche Erklärungen 

oder Warnungen 

Referenznummer der 
EFSAStellungnahme 

Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe b: gesundheits­
bezogene Angabe über die 
Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

Yoplait Dairy Crest Ltd, 
Claygate House, Claygate, 
Surrey, KT10 9PN, 
Vereinigtes Königreich 

Kalzium und Vitamin D Kalzium und Vitamin D werden 
für ein gesundes Wachstum und 
eine gesunde Entwicklung der 
Knochen bei Kindern benötigt. 

Diese Angabe darf nur für Le­
bensmittel verwendet werden, 
die die Mindestanforderungen an 
eine Kalzium- und Vitaminquelle 
gemäß der im Anhang der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1924/2006 
aufgeführten Angabe [NAME 
DES VITAMINS/DER VITAMINE] 
UND/ODER [NAME DES MINE­
RALSTOFFS/DER MINERAL­
STOFFE]-QUELLE erfüllen. 

Q-2008-116 

Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe b: gesundheits­
bezogene Angabe über die 
Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

Association de la 
Transformation Laitière 
Française (ATLA), 42, rue 
du Châteaudun, 75314 
Paris Cedex 09, 
Frankreich 

Vitamin D Vitamin D wird für ein gesundes 
Wachstum und eine gesunde Ent­
wicklung der Knochen bei Kin­
dern benötigt. 

Diese Angabe darf nur für Le­
bensmittel verwendet werden, 
die die Mindestanforderungen an 
eine Vitamin-D-Quelle gemäß der 
im Anhang der Verordnung (EG) 
Nr. 1924/2006 aufgeführten An­
gabe [NAME DES VITAMINS/ 
DER VITAMINE] UND/ODER 
[NAME DES MINERALSTOFFS/ 
DER MINERALSTOFFE]-QUELLE 
erfüllen. 

Q-2008-323
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ANHANG II 

ABGELEHNTE GESUNDHEITSBEZOGENE ANGABEN 

Antrag — einschlägige Bestimmungen der Verordnung 
(EG) Nr. 1924/2006 

Nährstoff, Substanz, Lebensmittel oder 
Lebensmittelkategorie Angabe Referenznummer der EFSAStellungnahme 

Artikell 14 Absatz 1 Buchstabe a: gesundheitsbezo­
gene Angabe über die Verringerung eines Krank­
heitsrisikos 

NeOpuntia® NeOpuntia® trägt zu einer Verbesserung der mit 
kardiovaskulären Risiken in Verbindung gebrach­
ten Blutfettparameter bei, insbesondere zu einer 
Verbesserung des HDL-Cholesterinwerts. 

EFSA-Q-2008-214 

Artikell 14 Absatz 1 Buchstabe a: gesundheitsbezo­
gene Angabe über die Verringerung eines Krank­
heitsrisikos 

Mit Lactobacillus-helveticus fermentierte fettarme 
Evolus®-Milcherzeugnisse 

Evolus® verringert arterielle Steifigkeit. EFSA-Q-2008-218 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b: gesundheitsbezo­
gene Angabe über die Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

regulat®.pro.kid IMMUN regulat®.pro.kid IMMUN unterstützt, stimuliert 
und moduliert das Immunsystem von Kindern 
in der Wachstumsphase. 

EFSA-Q-2008-082 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b: gesundheitsbezo­
gene Angabe über die Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

Milchprodukte Drei Portionen Milchprodukte pro Tag können im 
Rahmen einer ausgewogenen Ernährung zur För­
derung eines gesunden Körpergewichts bei Kin­
dern und Jugendlichen beitragen. 

EFSA-Q-2008-110 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b: gesundheitsbezo­
gene Angabe über die Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

Milchprodukte Milchprodukte (Milch und Käse) fördern die 
Zahngesundheit bei Kindern. 

EFSA-Q-2008-112 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b: gesundheitsbezo­
gene Angabe über die Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

Docosahexaensäure (DHA) und Arachidonsäure 
(ARA) 

DHA und ARA unterstützen die neurale Entwick­
lung des Gehirns und der Augen. 

EFSA-Q-2008-120 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b: gesundheitsbezo­
gene Angabe über die Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

regulat®.pro.kid BRAIN regulat®.pro.kid BRAIN trägt zur geistigen und 
kognitiven Entwicklung von Kindern bei. 

EFSA-Q-2008-083 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b: gesundheitsbezo­
gene Angabe über die Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

Docosahexaensäure (DHA) und Eicosapentaen­
säure (EPA) 

Wirkt beruhigend. EFSA-Q-2008-091 und 
EFSA-Q-2008-096 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b: gesundheitsbezo­
gene Angabe über die Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

Docosahexaensäure (DHA) und Eicosapentaen­
säure (EPA) 

Sorgt für Ausgleich und schafft Raum für eine 
positive Entwicklung des Kindes. 

EFSA-Q-2008-092 und 
EFSA-Q-2008-097 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b: gesundheitsbezo­
gene Angabe über die Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

Docosahexaensäure (DHA) und Eicosapentaen­
säure (EPA) 

Unterstützt die Sehkraft. EFSA-Q-2008-095 und 
EFSA-Q-2008-100 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b: gesundheitsbezo­
gene Angabe über die Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

Docosahexaensäure (DHA) und Eicosapentaen­
säure (EPA) 

Unterstützt die geistige Entwicklung. EFSA-Q-2008-098 und 
EFSA-Q-2008-104
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Antrag — einschlägige Bestimmungen der Verordnung 
(EG) Nr. 1924/2006 

Nährstoff, Substanz, Lebensmittel oder 
Lebensmittelkategorie Angabe Referenznummer der EFSAStellungnahme 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b: gesundheitsbezo­
gene Angabe über die Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

Docosahexaensäure (DHA) und Eicosapentaen­
säure (EPA) 

Fördert die Konzentration. EFSA-Q-2008-094 und 
EFSA-Q-2008-099 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b: gesundheitsbezo­
gene Angabe über die Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

Docosahexaensäure (DHA) und Eicosapentaen­
säure (EPA) 

Fördert die Denkfähigkeit. EFSA-Q-2008-093 und 
EFSA-Q-2008-101 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b: gesundheitsbezo­
gene Angabe über die Entwicklung und die Ge­
sundheit von Kindern 

Docosahexaensäure (DHA) und Eicosapentaen­
säure (EPA) 

Unterstützt die Lernfähigkeit. EFSA-Q-2008-102 und 
EFSA-Q-2008-103
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VERORDNUNG (EG) Nr. 984/2009 DER KOMMISSION 

vom 21. Oktober 2009 

zur Verweigerung der Zulassung bestimmter anderer gesundheitsbezogener Angaben über 
Lebensmittel als Angaben über die Reduzierung eines Krankheitsrisikos sowie die Entwicklung 

und die Gesundheit von Kindern 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 über 
nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben über Lebensmit­
tel ( 1 ), insbesondere auf Artikel 18 Absatz 5, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 sind ge­
sundheitsbezogene Angaben über Lebensmittel verboten, 
sofern sie nicht von der Kommission im Einklang mit der 
genannten Verordnung zugelassen und in eine Liste zu­
lässiger Angaben aufgenommen wurden. 

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 sieht weiterhin vor, 
dass Lebensmittelunternehmer der zuständigen nationa­
len Behörde eines Mitgliedstaats einen Antrag auf Zulas­
sung gesundheitsbezogener Angaben vorlegen können. 
Die zuständige nationale Behörde leitet die Anträge an 
die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit 
(EFSA; nachstehend „die Behörde“) weiter. 

(3) Nach Erhalt eines Antrags informiert die Behörde unver­
züglich die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission 
und gibt eine Stellungnahme zur betreffenden gesund­
heitsbezogenen Angabe ab. 

(4) Die Kommission entscheidet über die Zulassung gesund­
heitsbezogener Angaben unter Berücksichtigung der von 
der Behörde vorgelegten Stellungnahme. 

(5) Nachdem Pierre Fabre Dermo Cosmetique am 14. April 
2008 gemäß Artikel 13 Absatz 5 der Verordnung (EG) 
Nr. 1924/2006 einen Antrag gestellt hatte, wurde die 
Behörde ersucht, eine Stellungnahme zu einer gesund­
heitsbezogenen Angabe hinsichtlich der Wirkung von 
Elancyl Global Silhouette® auf die Regulierung der kör­
perlichen Konstitution bei Menschen mit leichtem bis 
mittlerem Übergewicht abzugeben (Frage Nr. EFSA-Q- 
2008-285) ( 2 ). Die vom Antragsteller vorgeschlagene An­
gabe hatte folgenden Wortlaut: „In klinischen Tests zeigte 
sich eine Wirkung nach 14 Tagen. Nach 28 Tagen ist 
Ihre ganze Figur sichtlich gestrafft, gefestigt und in Form 
gebracht.“ 

(6) Am 12. August 2008 erhielten die Kommission und die 
Mitgliedstaaten die wissenschaftliche Stellungnahme der 
Behörde; auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam 
diese darin zu dem Schluss, dass zwischen der Einnahme 
von Elancyl Global Silhouette® — in den Mengen und 
über den Zeitraum wie vom Antragsteller vorgeschlagen 
— und der angegebenen Wirkung kein kausaler Zusam­
menhang hergestellt wurde. Da die Angabe somit den 
Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 
nicht entspricht, sollte sie nicht zugelassen werden. 

(7) Nachdem Valio Ltd am 8. Juli 2008 gemäß Artikel 13 
Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 einen 
Antrag gestellt hatte, wurde die Behörde ersucht, eine 
Stellungnahme zu einer gesundheitsbezogenen Angabe 
hinsichtlich der Wirkung von LGG® MAX auf gastroin­
testinale Beschwerden abzugeben (Frage Nr. EFSA-Q- 
2008-444) ( 3 ). Die vom Antragsteller vorgeschlagene An­
gabe hatte folgenden Wortlaut: „LGG® MAX hilft bei der 
Verringerung gastrointestinaler Beschwerden.“ 

(8) Am 30. August 2008 erhielten die Kommission und die 
Mitgliedstaaten die wissenschaftliche Stellungnahme der 
Behörde; auf der Grundlage der vorgelegten Daten kam 
diese darin zu dem Schluss, dass zwischen der Einnahme 
von LGG® MAX (Mischung A oder Mischung B) und der 
angegebenen Wirkung kein kausaler Zusammenhang her­
gestellt wurde. Da die Angabe somit den Anforderungen 
der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 nicht entspricht, 
sollte sie nicht zugelassen werden. 

(9) Die Bemerkungen von den Antragstellern und Vertretern 
der Öffentlichkeit, die gemäß Artikel 16 Absatz 6 der 
Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 gegenüber der Kommis­
sion abgegeben wurden, fanden bei der Festlegung der in 
der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen 
Berücksichtigung. 

(10) Die Angabe „LGG® MAX hilft bei der Verringerung gas­
trointestinaler Beschwerden“ ist eine gesundheitsbezogene 
Angabe im Sinne des Artikels 13 Absatz 1 Buchstabe a 
der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 und unterliegt so­
mit der in Artikel 28 Absatz 5 dieser Verordnung fest­
gelegten Übergangsmaßnahme. Die Behörde gelangte zu 
der Schlussfolgerung, dass kein kausaler Zusammenhang 
zwischen der Einnahme von LGG® MAX und der ange­
gebenen Wirkung hergestellt wurde; die Angabe wird 
somit der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 nicht gerecht 
und daher findet die gemäß Artikel 28 Absatz 5 vor­
gesehene Übergangsfrist keine Anwendung. Es sollte 
eine Übergangsfrist von sechs Monaten eingeräumt wer­
den, um Lebensmittelunternehmern die Anpassung an 
die Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 
zu ermöglichen. Die Angabe „In klinischen Tests zeigte
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sich eine Wirkung nach 14 Tagen. Nach 28 Tagen ist 
Ihre ganze Figur sichtlich gestrafft, gefestigt und in Form 
gebracht“ ist eine gesundheitsbezogene Angabe im Sinne 
des Artikels 13 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung 
(EG) Nr. 1924/2006 und unterliegt somit der in 
Artikel 28 Absatz 6 dieser Verordnung festgelegten Über­
gangsmaßnahme. Da der Antrag jedoch nicht vor dem 
19. Januar 2008 gestellt wurde, ist die Anforderung ge­
mäß Artikel 28 Absatz 6 Buchstabe b nicht erfüllt und 
die in diesem Artikel festgelegte Übergangsfrist findet 
keine Anwendung. Demnach sollte eine Übergangsfrist 
von sechs Monaten eingeräumt werden, um Lebensmit­
telunternehmern die Anpassung an die Anforderungen 
dieser Verordnung zu ermöglichen. 

(11) Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maß­
nahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen 
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit 
— 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang zur vorliegenden Verordnung aufgeführten ge­
sundheitsbezogenen Angaben dürfen auf dem Gemeinschafts­
markt nicht über Lebensmittel gemacht werden. 

Artikel 2 

Die im Anhang zur vorliegenden Verordnung aufgeführten ge­
sundheitsbezogenen Angaben dürfen nach Inkrafttreten dieser 
Verordnung noch für sechs Monate verwendet werden. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 21. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Androulla VASSILIOU 
Mitglied der Kommission 

ANHANG 

ABGELEHNTE GESUNDHEITSBEZOGENE ANGABEN 

Antrag — einschlägige Bestimmungen 
der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 

Nährstoff, Substanz, Lebensmit­
tel oder Lebensmittelkategorie Angabe Referenznummer der 

EFSA-Stellungnahme 

Artikel 13 Absatz 5: gesundheits­
bezogene Angabe, die auf neuen 
wissenschaftlichen Nachweisen be­
ruht und/oder einen Antrag auf 
den Schutz geschützter Daten ent­
hält 

Elancyl Global Silhouette® In klinischen Tests zeigte sich 
eine Wirkung nach 14 Tagen. 
Nach 28 Tagen ist Ihre ganze 
Figur sichtlich gestrafft, gefes­
tigt und in Form gebracht. 

EFSA-Q-2008-285 

Artikel 13 Absatz 5: gesundheits­
bezogene Angabe, die auf neuen 
wissenschaftlichen Nachweisen be­
ruht und/oder einen Antrag auf 
den Schutz geschützter Daten ent­
hält 

LGG® MAX Multispezies- 
Probiotikum 

LGG® MAX hilft bei der Ver­
ringerung gastrointestinaler 
Beschwerden. 

EFSA-Q-2008-444
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VERORDNUNG (EG) Nr. 985/2009 DER KOMMISSION 

vom 21. Oktober 2009 

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Verzeichnis der geschützten Ursprungsbezeichnungen und 
der geschützten geografischen Angaben (Hajdúsági torma (g.U.)) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 510/2006 des Rates vom 
20. März 2006 zum Schutz von geografischen Angaben und 
Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmit­
tel ( 1 ), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 4 Unterabsatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 6 Absatz 2 Unterabsatz 1 und in Anwen­
dung von Artikel 17 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
510/2006 wurde der Antrag Ungarns auf Eintragung der 
Bezeichnung „Hajdúsági torma“ im Amtsblatt der Europäi­
schen Gemeinschaft ( 2 ) veröffentlicht. 

(2) Da bei der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 7 
der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 eingegangen ist, ist 
diese Bezeichnung einzutragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang dieser Verordnung genannte Bezeichnung wird 
eingetragen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat 

Brüssel, den 21. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Mariann FISCHER BOEL 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Für den menschlichen Verzehr bestimmte Agrarerzeugnisse gemäß Anhang I EG-Vertrag 

Klasse 1.6. Obst, Gemüse und Getreide, unverarbeitet oder verarbeitet 

UNGARN 

Hajdúsági torma [g.U.]
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VERORDNUNG (EG) Nr. 986/2009 DER KOMMISSION 

vom 21. Oktober 2009 

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Verzeichnis der geschützten Ursprungsbezeichnungen und 
der geschützten geografischen Angaben (Traditional Grimsby Smoked Fish (g.g.A.)) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 510/2006 des Rates vom 
20. März 2006 zum Schutz von geografischen Angaben und 
Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmit­
tel ( 1 ), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 4 Unterabsatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 6 Absatz 2 Unterabsatz 1 und in Anwen­
dung von Artikel 17 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
510/2006 wurde der Antrag des Vereinigten Königreichs 
auf Eintragung der Bezeichnung „Traditional Grimsby 
Smoked Fish“ im Amtsblatt der Europäischen Union ( 2 ) 
eingetragen. 

(2) Da bei der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 7 
der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 eingegangen ist, ist 
diese Bezeichnung einzutragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang dieser Verordnung genannte Bezeichnung wird 
eingetragen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 21. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Mariann FISCHER BOEL 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Für den menschlichen Verzehr bestimmte Agrarerzeugnisse gemäß Anhang I EG-Vertrag: 

Klasse 1.7. Fisch, Muscheln und Schalentiere, frisch und Erzeugnisse daraus 

VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Traditional Grimsby Smoked Fish (g.g.A.)
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II 

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE 

RAT 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 14. Oktober 2009 

zur Ernennung des Generalsekretärs des Rates der Europäischen Union/Hohen Vertreters für die 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik für den Zeitraum vom 18. Oktober 2009 bis zum 

31. Oktober 2009 

(2009/772/EG, Euratom) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 207 Absatz 2, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atom­
gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 121 Absatz 2, 

in der Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Amtszeit des derzeitigen Generalsekretärs des Rates 
der Europäischen Union/Hohen Vertreters für die Ge­
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik endet am 
17. Oktober 2009. ( 1 ) 

(2) Der Generalsekretär des Rates der Europäischen Union/ 
Hohe Vertreter für die Gemeinsame Außen- und Sicher­
heitspolitik muss bis zum 31. Oktober 2009 ernannt 
werden — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Herr Javier SOLANA MADARIAGA wird für den Zeitraum vom 
18. Oktober 2009 bis zum 31. Oktober 2009 zum Generalse­
kretär des Rates der Europäischen Union/Hohen Vertreter für 
die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik ernannt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird Herrn Javier SOLANA MADARIAGA vom 
Präsidenten des Rates mitgeteilt. 

Er wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 14. Oktober 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

E. ERLANDSSON
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 14. Oktober 2009 

zur Ernennung des Stellvertretenden Generalsekretärs des Rates der Europäischen Union für den 
Zeitraum vom 18. Oktober 2009 bis zum 31. Oktober 2009 

(2009/773/EG, Euratom) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 207 Absatz 2, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atom­
gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 121 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

(1) Die Amtszeit des derzeitigen Stellvertretenden Generalse­
kretärs des Rates der Europäischen Union endet am 
17. Oktober 2009 ( 1 ). 

(2) Der Stellvertretende Generalsekretär des Rates der Euro­
päischen Union muss bis zum 31. Oktober 2009 er­
nannt werden — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Herr Pierre DE BOISSIEU wird für den Zeitraum vom 
18. Oktober 2009 bis zum 31. Oktober 2009 zum Stellver­
tretenden Generalsekretär des Rates der Europäischen Union 
ernannt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird Herrn Pierre DE BOISSIEU vom Präsidenten 
des Rates mitgeteilt. 

Er wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 14. Oktober 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

E. ERLANDSSON
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KOMMISSION 

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 21. Oktober 2009 

zur Änderung der Entscheidung 2007/716/EG hinsichtlich bestimmter Betriebe im Fleisch- und 
Milchverarbeitungssektor in Bulgarien 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2009) 7929) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2009/774/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Akte über den Beitritt Bulgariens und Rumä­
niens, insbesondere auf Artikel 42, 

gestützt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom 
11. Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen 
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf 
den gemeinsamen Binnenmarkt ( 1 ), insbesondere auf Artikel 9 
Absatz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Entscheidung 2007/716/EG ( 2 ) der Kommission legt 
Übergangsmaßnahmen fest für strukturelle Anforderun­
gen an bestimmte Betriebe im Fleisch- und Milchverarbei­
tungssektor in Bulgarien gemäß den Verordnungen (EG) 
Nr. 852/2004 und (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates. Solange diese Betriebe in der 
Übergangsphase sind, sollten ihre Erzeugnisse nur auf 
den inländischen Markt gebracht oder zur weiteren Ver­
arbeitung in bulgarischen in der Übergangsphase befind­
lichen Betrieben verwendet werden. 

(2) Nach einer amtlichen Erklärung der zuständigen bulgari­
schen Behörde haben bestimmte Betriebe im Fleisch- und 
Milchverarbeitungssektor ihre Tätigkeit eingestellt oder 

ihre Modernisierung abgeschlossen und entsprechen 
nun in vollem Umfang den Gemeinschaftsvorschriften. 
Sie sollten deshalb aus dem Verzeichnis der Betriebe, 
für die eine Übergangsregelung gilt, gestrichen werden. 

(3) Der Anhang der Entscheidung 2007/716/EG sollte daher 
entsprechend geändert werden. 

(4) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen 
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus­
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang der Entscheidung 2007/716/EG wird gemäß dem 
Anhang der vorliegenden Entscheidung geändert. 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 21. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Androulla VASSILIOU 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Der Anhang der Entscheidung 2007/716/EG wird wie folgt geändert: 

1. Folgende Einträge zu Fleischverarbeitungsbetrieben werden gestrichen: 

Nr. Veterinär-Nr. Bezeichnung des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

„3. BG 0101009 ET „Livela-Dimitar Andonov“ s. Pokrovnik 
obl. Blagoevgrad 

7. BG 0201011 SD „K § K-Atanasov i Enchev“ gr. Burgas 
zh.k. Miladinovi 
bl.57 vh.B 

8. BG 0201014 ET „Kristof“ s. Banevo 
obl. Burgas 

11. BG 0201030 ET „GIDA“ gr. Burgas kv. „Lozovo“ ul. „Treti mart“ 15 

17. BG 0301018 ET „Rekardi-Svetoslav Dobrev“ gr. Dolni Chiflik 
Promishlena zona 

25. BG 0801001 „BMV“ OOD gr. Dobrich 
kv. Riltsi 

63. BG 1901009 ET „LYUBMAKS“ s. Nova Cherna — DZS 

90. BG 0202005 ET „Dit-D. Kaltakchieva“ s. Banevo 
obl. Burgas 

95. BG 0302011 „Hepi Leydi“ EOOD s. Yarebichna 
obl. Varna 

102. BG 0602001 ET „Toshko Todorov“ s. Kravoder, obsht. Krivodol, obl. Vratsa 

107. BG 0602008 ET „Toshko Todorov“ s. Kravoder, obsht. Krivodol, obl. Vratsa 

110. BG 0802003 „Komis“ OOD s. Plachi dol, 
obl. Dobrich 

124. BG 2202015 „Tina-2000“ OOD gr. Suhodol 
ul. „Trayan Tanev“ 53 

133. BG 2402004 2 „Taneva“ EOOD s. Kran 
obsht. Kazanlak 

139. BG 0305032 ET „Trifon Trifonov-69“ gr. Varna 
ul. „Ak. Kurchatov“ 

140. BG 0305033 „DET-2000“ OOD gr. Varna 
ul. „Pod igoto“ 42 

142. BG 0305037 „ZHENIA — VE“ EOOD gr. Varna 
ul. „Layosh Koshut“ 19 

143. BG 0305038 ET „Vini-Kiril Bakalov“ s. Benkovski 
obsht. Varna 

159. BG 0905005 ET „Imam“ gr. Dzhebel 
zh.k „Progres“ 

167. BG 1405003 „Sami M“ OOD gr. Pernik 
kv. „Kalkas“ 
ul. „Zahari Zograf“ 143 

171. BG 1505017 ET „Nina-94-Nina Dimitrova“ gr. Trastenik 
obsht. D. Mitropolia 

178. BG 1605044 „Flaysh produkte“ OOD gr. Hisar 
ul. „Ivan Vazov“ 17 

181. BG 1605053 ET „Daki-Velko Gadzhev“ gr. Rakovski 
ul. „Vasil Levski“ 40 

198. BG 2505015 „Erko-2002“ gr. Popovo 
ul. „Gagarin“ 62
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Nr. Veterinär-Nr. Bezeichnung des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

221. BG 0304030 „TRANZH“ AD gr. Varna 
ul. „8-mi Septemvri“ 12 

222. BG 0304033 „Alians-MK“ OOD gr. Varna 
ul. „G. Popov“ 1 

282. BG 1604013 „Komaks-3“ OOD gr. Plovdiv 
ul. „Klokotnitsa“ 31 

309. BG 2004001 ET „Nikov-Iv.Kostadinov“ gr. Sliven 
„Selishteto“ 

311. BG 2004015 „Ramira“ OOD gr. Sliven 
Industrialna zona 

321. BG 2204028 ET „TONIMEKS-Stoyan Spasov“ gr. Sofia 
ul. „Oporska reka“ 3 

331. BG 2204082 „Em Vi Em 3“ OOD gr. Sofia 
kv. Benkovski 
ul. „Vele Mitrov“ 17 

349. ВG 2404028 „Rekord — 90“ EOOD s. Rakitnitsa 
obsht. St. Zagora 

352. BG 2404033 „Zhoreti“ EOOD gr. Stara Zagora 
ul. „Industrialna“ 1 

359. BG 2604010 EOOD „Nolev“ gr. Haskovo 
kv. „Bolyarovo“ 
ul. „Shipka“ 2 

362. BG 2604014 ET „Roni“ gr. Harmanli 
ul. „Hr. Smirnenski“ 102 

363. BG 2604017 ET „Angel Sarandiev“ gr. Svilengrad 
ul. „Tekstil“ 

364. BG 2604018 „Monita“ OOD gr. Dimitrovgrad 
kv. „Chernokonevo“ “ 

2. Folgende Einträge zu Milchverarbeitungsbetrieben werden gestrichen: 

Nr. Veterinär-Nr. Bezeichnung des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

„10. BG 1012020 ET „Petar Mitov-Universal“ s. Gorna Grashtitsa 
obsht. Kyustendil 

11. BG 1112016 Mandra „IPZHZ“ gr. Troyan 
ul. „V.Levski“ 281 

12. BG 1112024 ET „Paskal-A. Atanasov“ s. Umarevtsi 

26. BG 1712034 „Makler komers“ EOOD s. Brestovene 

27. BG 1712042 ET „Madar“ s. Terter 

35. BG 2012041 „Eko milk“ EOOD s. Zhelyo voyvoda 
obl. Sliven 

44. BG 2612042 „Bulmilk“ OOD s. Konush 
obl. Haskovska 

48. BG 0912011 ET „Alada-Mohamed Banashak“ s. Byal izvor 
obsht. Ardin 

74. 0412005 „Varosha“ EOOD s. Kamen 
obsht. Strazhitsa 

96. 1112026 „ABLAMILK“ EOOD gr. Lukovit, 
ul. „Yordan Yovkov“ 13 

100. 1312005 „Ravnogor“ OOD s. Ravnogor 

115. 1712002 ET „Rosver-Krastyo Krastev“ gr. Tsar Kaloyan 
ul. „Sofia“ 41
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Nr. Veterinär-Nr. Bezeichnung des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

118. 1712010 „Bulagrotreyd-chastna kompaniya“ EOOD s. Yuper 
Industrialen kvartal 

119. 1712012 ET „Veras 90“ s. Yasenovets 

120. 1712013 ET „Deniz“ s. Ezerche 

140. 2012011 ET „Ivan Gardev 52“ gr. Kermen 
ul. „Hadzhi Dimitar“ 2 

142. 2012024 ET „Denyo Kalchev 53“ gr. Sliven 
ul. „Samuilovsko shose“ 17 

150. 2112015 OOD „Rozhen Milk“ s. Davidkovo, obsht. Banite 

153. 2112026 ET „Vladimir Karamitev“ s. Varbina 
obsht. Madan 

158. 2312007 ET „Agropromilk“ gr. Ihtiman, ul. „P.Slaveikov“ 19 

176. 2412041 „Mlechen svyat 2003“ OOD s. Bratya Daskalovi 
obsht. Bratya Daskalovi 

186. 2612038 „Bul Milk“ EOOD gr. Haskovo 
Sev. industr. zona 

187. 2612049 ET „Todorovi-53“ gr.Topolovgrad 
ul. „Bulgaria“ 65 

196. BG 0618001 ET „Folk-3“ s. Vranyak 
obsht. Byala Slatina 
obl. Vratsa 

206. BG 2318005 ET „Mantas-Hristo Manchev“ gr. Botevgrad 
ul. „St. Panchev“ 25“
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IV 

(Sonstige Rechtsakte) 

EUROPÄISCHER WIRTSCHAFTSRAUM 

GEMEINSAMER EWR-AUSSCHUSS 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 77/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des EWR-Abkommens 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang I des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 25/2009 vom 17. März 2009 ( 1 ) geändert. 

(2) Die Richtlinie 2008/124/EG der Kommission vom 18. Dezember 2008 zur Beschränkung des 
Verkehrs mit Saatgut bestimmter Arten von Futter-, Öl- und Faserpflanzen auf amtlich als Basissaat­
gut oder zertifiziertes Saatgut anerkanntes Saatgut (kodifizierte Fassung) ( 2 ) ist in das Abkommen 
aufzunehmen. 

(3) Mit der Richtlinie 2008/124/EG werden die Richtlinien 75/502/EWG ( 3 ) und 86/109/EWG ( 4 ) der 
Kommission aufgehoben, die in das Abkommen aufgenommen wurden und daher aus diesem zu 
streichen sind. 

(4) Dieser Beschluss gilt nicht für Liechtenstein — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Anhang I Kapitel III Teil 2 des Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Der Text von Nummer 1 (Richtlinie 75/502/EWG der Kommission) und von Nummer 4 (Richtlinie 
86/109/EWG der Kommission) wird gestrichen. 

2. Nach Nummer 52 (Richtlinie 2008/62/EG der Kommission) wird folgende Nummer eingefügt: 

„53. 32008 L 0124: Richtlinie 2008/124/EG der Kommission vom 18. Dezember 2008 zur Beschrän­
kung des Verkehrs mit Saatgut bestimmter Arten von Futter, Öl- und Faserpflanzen auf amtlich als 
Basissaatgut oder zertifiziertes Saatgut anerkanntes Saatgut (kodifizierte Fassung) (ABl. L 340 vom 
19.12.2008, S. 73).“
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Artikel 2 

Der Wortlaut der Richtlinie 2008/124/EG in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage 
des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 4. Juli 2009 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 78/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang II des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 60/2009 vom 29. Mai 2009 ( 1 ) geändert. 

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 1243/2008 der Kommission vom 12. Dezember 2008 zur Änderung der 
Anhänge III und VI der Richtlinie 2006/141/EG hinsichtlich der Anforderungen an die Zusammen­
setzung bestimmter Säuglingsanfangsnahrung ( 2 ) ist in das Abkommen aufzunehmen. 

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 41/2009 der Kommission vom 20. Januar 2009 zur Zusammensetzung 
und Kennzeichnung von Lebensmitteln, die für Menschen mit einer Glutenunverträglichkeit geeignet 
sind ( 3 ), ist in das Abkommen aufzunehmen. 

(4) Die Richtlinie 2008/100/EG der Kommission vom 28. Oktober 2008 zur Änderung der Richtlinie 
90/496/EWG des Rates über die Nährwertkennzeichnung von Lebensmitteln hinsichtlich der emp­
fohlenen Tagesdosen, der Umrechungsfaktoren für den Energiewert und der Definitionen ( 4 ) ist in das 
Abkommen aufzunehmen. 

(5) Dieser Beschluss gilt nicht für Liechtenstein — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Anhang II Kapitel XII des Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter Nummer 53 (Richtlinie 90/496/EWG des Rates) wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32008 L 0100: Richtlinie 2008/100/EG der Kommission vom 28. Oktober 2008 (ABl. L 285 vom 
29.10.2008, S. 9).“ 

2. Unter Nummer 54zzzv (Richtlinie 2006/141/EG der Kommission) wird Folgendes angefügt: 

„ , geändert durch: 

— 32008 R 1243: Verordnung (EG) Nr. 1243/2008 der Kommission vom 12. Dezember 2008 
(ABl. L 335 vom 13.12.2008, S. 25).“ 

3. Nach Nummer 54zzzz (Verordnung (EG) Nr. 1881/2006 der Kommission) wird folgende Nummer 
eingefügt: 

„54zzzza. 32009 R 0041: Verordnung (EG) Nr. 41/2009 der Kommission vom 20. Januar 2009 zur 
Zusammensetzung und Kennzeichnung von Lebensmitteln, die für Menschen mit einer Glu­
tenunverträglichkeit geeignet sind (ABl. L 16 vom 21.1.2009, S. 3).“
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Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnungen (EG) Nr. 1243/2008 und (EG) Nr. 41/2009 sowie der Richtlinie 
2008/100/EG in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Euro­
päischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 4. Juli 2009 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 79/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang II des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 44/2009 vom 24. April 2009 ( 1 ) geändert. 

(2) Die Richtlinie 2008/88/EG der Kommission vom 23. September 2008 zur Änderung der Richtlinie 
76/768/EWG des Rates über kosmetische Mittel zwecks Anpassung der Anhänge II und III an den 
technischen Fortschritt ( 2 ) ist in das Abkommen aufzunehmen. 

(3) Die Richtlinie 2008/123/EG der Kommission vom 18. Dezember 2008 zur Änderung der Richtlinie 
76/768/EWG des Rates über kosmetische Mittel zwecks Anpassung der Anhänge II und VII an den 
technischen Fortschritt ( 3 ) ist in das Abkommen aufzunehmen. 

(4) Die Richtlinie 2009/6/EG der Kommission vom 4. Februar 2009 zur Änderung der Richtlinie 
76/768/EWG des Rates über kosmetische Mittel zwecks Anpassung der Anhänge II und III an den 
technischen Fortschritt ( 4 ) ist in das Abkommen aufzunehmen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XVI des Abkommens werden unter Nummer 1 (Richtlinie 76/768/EWG des Rates) 
folgende Gedankenstriche angefügt: 

„— 32008 L 0088: Richtlinie 2008/88/EG der Kommission vom 23. September 2008 (ABl. L 256 
vom 24.9.2008, S. 12) 

— 32008 L 0123: Richtlinie 2008/123/EG der Kommission vom 18. Dezember 2008 (ABl. L 340 
vom 19.12.2008, S. 71) 

— 32009 L 0006: Richtlinie 2009/6/EG der Kommission vom 4. Februar 2009 (ABl. L 36 vom 
5.2.2009, S. 15).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Richtlinien 2008/88/EG, 2008/123/EG and 2009/6/EG in isländischer und norwegischer 
Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich.

DE 22.10.2009 Amtsblatt der Europäischen Union L 277/29 

( 1 ) ABl. L 162 vom 25.6.2009, S. 22. 
( 2 ) ABl. L 256 vom 24.9.2008, S. 12. 
( 3 ) ABl. L 340 vom 19.12.2008, S. 71. 
( 4 ) ABl. L 36 vom 5.2.2009, S. 15.



Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 4. Juli 2009 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 80/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) und 
Anhang XIII (Verkehr) des EWR-Abkommens 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang II des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 45/2003 vom 16. Mai 2003 ( 1 ) geändert. 

(2) Anhang XIII des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 71/2009 vom 29. Mai 2009 ( 2 ) geändert. 

(3) Die Richtlinie 2008/67/EG der Kommission vom 30. Juni 2008 zur Änderung der Richtlinie 
96/98/EG des Rates über Schiffsausrüstung ( 3 ) ist in das Abkommen aufzunehmen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XXXII des Abkommens wird unter Nummer 1 (Richtlinie 96/98/EG des Rates) 
folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32008 L 0067: Richtlinie 2008/67/EG der Kommission vom 30. Juni 2008 (ABl. L 171 vom 
1.7.2008, S. 16).“ 

Artikel 2 

In Anhang XIII des Abkommens wird unter Nummer 56d (Richtlinie 96/98/EG des Rates) folgender 
Gedankenstrich angefügt: 

„— 32008 L 0067: Richtlinie 2008/67/EG der Kommission vom 30. Juni 2008 (ABl. L 171 vom 
1.7.2008, S. 16)“ 

Artikel 3 

Der Wortlaut der Richtlinie 2008/67/EG in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage 
des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am 4. Juli 2009 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 5 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 81/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Anhang IV (Energie) und Anhang XXI (Statistik) des EWR-Abkommens 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang IV des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 101/2008 vom 26. September 2008 ( 1 ) geändert. 

(2) Anhang XXI des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 73/2009 vom 29. Mai 2009 ( 2 ) geändert. 

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 1099/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 
2008 über die Energiestatistik ( 3 ) ist in das Abkommen aufzunehmen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Anhang IV des Abkommens wird nach Nummer 27 (Verordnung (EG) Nr. 1775/2005 des Europäischen 
Parlaments und des Rates) folgende Nummer eingefügt: 

„28. 32008 R 1099: Verordnung (EG) Nr. 1099/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 22. Oktober 2008 über die Energiestatistik (ABl. L 304 vom 14.11.2008, S. 1) (*). 

___________ 
(*) Hier nur zu Informationszwecken aufgeführt, für die Durchführung siehe Anhang XXI über Statis­

tik.“ 

Artikel 2 

In Anhang XXI des Abkommens wird unter Nummer 26 (Richtlinie 90/377/EWG des Rates) folgende 
Nummer eingefügt: 

„26a. 32008 R 1099: Verordnung (EG) Nr. 1099/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 22. Oktober 2008 über die Energiestatistik (ABl. L 304 vom 14.11.2008, S. 1). 

Die Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

Liechtenstein ist von der Erhebung der in der Verordnung vorgesehenen Daten befreit, mit 
Ausnahme der Daten in Bezug auf die Ein- und Ausfuhren der verschiedenen Energieprodukte 
und die Erzeugung von Elektrizität für die jährliche Energiestatistik (Anhang B).“ 

Artikel 3 

Der Wortlaut der Verordnung (EG) Nr. 1099/2008 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der 
EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich.
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( 1 ) ABl. L 309 vom 20.11.2008, S. 24. 
( 2 ) ABl. L 232 vom 3.9.2009, S. 30. 
( 3 ) ABl. L 304 vom 14.11.2008, S. 1.



Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am 4. Juli 2009 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 5 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES
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(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 82/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Anhang VI (Soziale Sicherheit) des EWR-Abkommens 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang VI des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 10/2009 vom 5. Februar 2009 ( 1 ) geändert. 

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 120/2009 der Kommission vom 9. Februar 2009 zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates über die Durchführung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 über die Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selb­
ständige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern ( 2 ), ist 
in das Abkommen aufzunehmen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Anhang VI des Abkommens wird unter Nummer 2 (Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates) folgender 
Gedankenstrich angefügt: 

„— 32009 R 0120: Verordnung (EG) Nr. 120/2009 der Kommission vom 9. Februar 2009 (ABl. L 39 
vom 10.2.2009, S. 29).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EG) Nr. 120/2009 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der 
EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 4. Juli 2009 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES
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( 1 ) ABl. L 73 vom 19.3.2009, S. 45. 
( 2 ) ABl. L 39 vom 10.2.2009, S. 29. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 83/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Anhang XI (Telekommunikationsdienste) des EWR-Abkommens 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang XI des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 45/2009 vom 9. Juni 2009 ( 1 ) geändert. 

(2) Die Entscheidung 2008/432/EG der Kommission vom 23. Mai 2008 zur Änderung der Entscheidung 
2006/771/EG zur Harmonisierung der Frequenznutzung durch Geräte mit geringer Reichweite ( 2 ) ist 
in das Abkommen aufzunehmen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Anhang XI des Abkommens wird unter Nummer 5cz (Entscheidung 2006/771/EG der Kommission) 
Folgendes angefügt: 

„geändert durch: 

— 32008 D 0432: Entscheidung 2008/432/EG der Kommission vom 23. Mai 2008 (ABl. L 151 vom 
11.6.2008, S. 49).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Entscheidung 2008/432/EG in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 4. Juli 2009 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES
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( 1 ) ABl. L 162 vom 25.6.2009, S. 23. 
( 2 ) ABl. L 151 vom 11.6.2008, S. 49. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 84/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Anhang XIII (Verkehr) des EWR-Abkommens 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang XIII des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 71/2009 vom 29. Mai 2009 ( 1 ) geändert. 

(2) Die Entscheidung 2009/83/EG der Kommission vom 23. Januar 2009 zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 725/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf das Kennziffernsystem 
der Internationalen Schifffahrtsorganisation zur eindeutigen Identifizierung der Unternehmen und 
eingetragenen Eigentümer ( 2 ) ist in das Abkommen aufzunehmen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Anhang XIII des Abkommens wird unter Nummer 56bb (Verordnung (EG) Nr. 725/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates) Folgendes angefügt: 

„ , geändert durch: 

— 32009 D 0083: Entscheidung 2009/83/EG der Kommission vom 23. Januar 2009 (ABl. L 29 vom 
31.1.2009, S. 53).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Entscheidung 2009/83/EG in isländischer und norwegischer Sprache, der in der 
EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 4. Juli 2009 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES
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( 1 ) ABl. L 232 vom 3.9.2009, S. 28. 
( 2 ) ABl. L 29 vom 31.1.2009, S. 53. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 85/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Anhang XIII (Verkehr) des EWR-Abkommens 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang XIII des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 71/2009 vom 29. Mai 2009 ( 1 ) geändert. 

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 549/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. März 2004 
zur Festlegung des Rahmens für die Schaffung eines einheitlichen europäischen Luftraums, die Ver­
ordnung (EG) Nr. 550/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. März 2004 über 
die Erbringung von Flugsicherungsdiensten im einheitlichen europäischen Luftraum, die Verordnung 
(EG) Nr. 551/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. März 2004 über die 
Ordnung und Nutzung des Luftraums im einheitlichen europäischen Luftraum und die Verordnung 
(EG) Nr. 552/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. März 2004 über die Inter­
operabilität des europäischen Flugverkehrsmanagementnetzes wurden durch den Beschluss des Ge­
meinsamen EWR-Ausschusses Nr. 67/2006 ( 2 ) vom 2. Juni 2006 mit länderspezifischen Anpassungen 
in das Abkommen aufgenommen. 

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 29/2009 der Kommission vom 16. Januar 2009 zur Festlegung der 
Anforderungen an Datalink-Dienste im einheitlichen europäischen Luftraum ( 3 ) ist in das Abkommen 
aufzunehmen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Anhang XIII des Abkommens wird nach Nummer 66wf (Verordnung (EG) Nr. 482/2008 der Kommis­
sion) folgende Nummer eingefügt: 

„66wg. 32009 R 0029: Verordnung (EG) Nr. 29/2009 der Kommission vom 16. Januar 2009 zur 
Festlegung der Anforderungen an Datalink-Dienste im einheitlichen europäischen Luftraum 
(ABl. L 13 vom 17.1.2009, S. 3).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EG) Nr. 29/2009 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der 
EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 4. Juli 2009 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES
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( 1 ) ABl. L 232 vom 3.9.2009, S. 28. 
( 2 ) ABl. L 245 vom 7.9.2006, S. 18. 
( 3 ) ABl. L 13 vom 17.1.2009, S. 3. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 86/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Anhang XIX (Verbraucherschutz) des EWR-Abkommens 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang XIX des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 
16/2009 vom 5. Februar 2009 ( 1 ) geändert. 

(2) Die Richtlinie 2008/122/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Januar 2009 über 
den Schutz der Verbraucher im Hinblick auf bestimmte Aspekte von Teilzeitnutzungsverträgen, 
Verträgen über langfristige Urlaubsprodukte sowie Wiederverkaufs- und Tauschverträgen ( 2 ) ist in 
das Abkommen aufzunehmen. 

(3) Mit der Richtlinie 2008/122/EG wird die Richtlinie 94/47/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 3 ) aufgehoben, die in das Abkommen aufgenommen wurde und daher aus diesem zu streichen 
ist — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Anhang XIX des Abkommens erhält Nummer 7b (Richtlinie 94/47/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates) folgende Fassung: 

„32008 L 0122: Richtlinie 2008/122/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Januar 
2009 über den Schutz der Verbraucher im Hinblick auf bestimmte Aspekte von Teilzeitnutzungs­
verträgen, Verträgen über langfristige Urlaubsprodukte sowie Wiederverkaufs- und Tauschverträgen 
(ABl. L 33 vom 3.2.2009, S. 10).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Richtlinie 2008/122/EG in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage 
des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 4. Juli 2009 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES
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( 1 ) ABl. L 73 vom 19.3.2009, S. 53. 
( 2 ) ABl. L 33 vom 3.2.2009, S. 10. 
( 3 ) ABl. L 280 vom 29.10.1994, S. 83. 
(*) Das Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde mitgeteilt.



BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 87/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Anhang XX (Umwelt) des EWR-Abkommens 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang XX des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 72/2009 vom 29. Mai 2009 ( 1 ) geändert. 

(2) Die Richtlinie 2006/118/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 
zum Schutz des Grundwassers vor Verschmutzung und Verschlechterung ( 2 ), berichtigt in ABl. L 53 
vom 22.2.2007, S. 30, und ABl. L 139 vom 31.5.2007, S. 39,ist in das Abkommen aufzunehmen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Anhang XX des Abkommens wird nach Nummer 13ca (Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates) folgende Nummer eingefügt: 

„13caa. 32006 L 0118: Richtlinie 2006/118/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
12. Dezember 2006 zum Schutz des Grundwassers vor Verschmutzung und Verschlechterung 
(ABl. L 372 vom 27.12.2006, S. 19), berichtigt in ABl. L 53 vom 22.2.2007, S. 30, und 
ABl. L 139 vom 31.5.2007, S. 39.“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Richtlinie 2006/118/EG, berichtigt in ABl. L 53 vom 22.2.2007, S. 30, und ABl. L 139 
vom 31.5.2007, S. 39, in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der 
Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 4. Juli 2009 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES

DE 22.10.2009 Amtsblatt der Europäischen Union L 277/39 

( 1 ) ABl. L 232 vom 3.9.2009, S. 29. 
( 2 ) ABl. L 372 vom 27.12.2006, S. 19. 
(*) Das Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde mitgeteilt.



BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 88/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Anhang XX (Umwelt) des EWR-Abkommens 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang XX des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 72/2009 vom 29. Mai 2009 ( 1 ) geändert. 

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 1784/2006 der Kommission vom 4. Dezember 2006 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 2037/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die 
Verwendung von Verarbeitungshilfsstoffen ( 2 ) ist in das Abkommen aufzunehmen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

In Anhang XX des Abkommens wird unter Nummer 21aa (Verordnung (EG) Nr. 2037/2000 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32006 R 1784: Verordnung (EG) Nr. 1784/2006 der Kommission vom 4. Dezember 2006 
(ABl. L 337 vom 5.12.2006, S. 3).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EG) Nr. 1784/2006 isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 4. Juli 2009 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES

DE L 277/40 Amtsblatt der Europäischen Union 22.10.2009 

( 1 ) ABl. L 232 vom 3.9.2009, S. 29. 
( 2 ) ABl. L 337 vom 5.12.2006, S. 3. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 89/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Anhang XXI (Statistik) des EWR-Abkommens 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang XXI des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 73/2009 vom 29. Mai 2009 ( 1 ) geändert. 

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 1338/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 
2008 zu Gemeinschaftsstatistiken über öffentliche Gesundheit und über Gesundheitsschutz und 
Sicherheit am Arbeitsplatz ( 2 ) ist in das Abkommen aufzunehmen. 

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 19/2009 der Kommission vom 13. Januar 2009 zur Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 453/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates über die vierteljährliche 
Statistik der offenen Stellen in der Gemeinschaft im Hinblick auf die Definition des Begriffs der 
offenen Stelle, die Messzeitpunkte für die Datenerhebung, die Spezifikationen für die Datenübermitt­
lung und die Durchführbarkeitsstudien ( 3 ) ist in das Abkommen aufzunehmen. 

(4) Die Verordnung (EG) Nr. 20/2009 der Kommission vom 13. Januar 2009 zur Annahme der Spe­
zifikationen des Ad-hoc-Moduls 2010 Vereinbarkeit von Beruf und Familie nach der Verordnung (EG) 
Nr. 577/98 des Rates ( 4 ) ist in das Abkommen aufzunehmen. 

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 36/2009 der Kommission vom 11. Juli 2008 zur Erstellung der Prodcom- 
Liste der Industrieprodukte für 2008 gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3924/91 des Rates ( 5 ) ist in 
das Abkommen aufzunehmen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Anhang XXI des Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Nach Nummer 18y (Verordnung (EG) Nr. 763/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates) wird 
folgende Nummer eingefügt: 

„18z. 32008 R 1338: Verordnung (EG) Nr. 1338/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2008 zu Gemeinschaftsstatistiken über öffentliche Gesundheit und über Gesund­
heitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz (ABl. L 354 vom 31.12.2008, S. 70) 

Die Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

Liechtenstein ist von der Erhebung der in der Verordnung vorgesehenen Daten befreit, mit Aus­
nahme der Daten nach Anhang II (Gesundheitsversorgung) und Anhang III (Todesursachen).“
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( 1 ) ABl. L 232 vom 3.9.2009, S. 30. 
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2. Nach Nummer 18va (Verordnung (EG) Nr. 1062/2008 der Kommission) wird folgende Nummer einge­
fügt: 

„18vb. 32009 R 0019: Verordnung (EG) Nr. 19/2009 der Kommission vom 13. Januar 2009 zur 
Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 453/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die vierteljährliche Statistik der offenen Stellen in der Gemeinschaft im Hinblick auf die 
Definition des Begriffs der offenen Stelle, die Messzeitpunkte für die Datenerhebung, die Spezifi­
kationen für die Datenübermittlung und die Durchführbarkeitsstudien (ABl. L 9 vom 14.1.2009, 
S. 3).“ 

3. Nach Nummer 18an (Verordnung (EG) Nr. 377/2008 der Kommission) wird folgende Nummer einge­
fügt: 

„18ao. 32009 R 0020: Verordnung (EG) Nr. 20/2009 der Kommission vom 13. Januar 2009 zur 
Annahme der Spezifikationen des Ad-hoc-Moduls 2010 Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
nach der Verordnung (EG) Nr. 577/98 des Rates (ABl. L 9 vom 14.1.2009, S. 7).“ 

4. Nach Nummer 4af (Verordnung (EG) Nr. 1165/2007 der Kommission) wird folgende Nummer eingefügt: 

„4ag. 32009 R 0036: Verordnung (EG) Nr. 36/2009 der Kommission vom 11. Juli 2008 zur Erstellung 
der ‚Prodcom-Liste‘ der Industrieprodukte für 2008 gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3924/91 des 
Rates (ABl. L 18 vom 22.1.2009, S. 1).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnungen (EG) Nr. 1338/2008, (EG) Nr. 19/2009, (EG) Nr. 20/2009 und (EG) 
Nr. 36/2009 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäi­
schen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 4. Juli 2009 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 90/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Protokoll 30 des EWR-Abkommens über besondere Bestimmungen für die 
Gestaltung der Zusammenarbeit im Bereich der Statistik 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Protokoll 30 des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 75/2008 vom 6. Juni 2008 ( 1 ) geändert. 

(2) Die Modernisierung der europäischen Unternehmens- und Handelsstatistik sollte auf den Beschluss 
Nr. 1297/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über ein 
Programm zur Modernisierung der europäischen Unternehmens- und Handelsstatistik (MEETS) ( 2 ) 
gestützt werden. 

(3) Protokoll 30 des Abkommens sollte daher geändert werden, um diese erweiterte Zusammenarbeit mit 
Wirkung vom 1. Januar 2009 zu ermöglichen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Dem Protokoll 30 des Abkommens wird folgender Artikel angefügt: 

„Artikel 4 

Modernisierung der europäischen Unternehmens- und Handelsstatistik (MEETS) 

(1) Die EFTA-Staaten nehmen mit Wirkung vom 1. Januar 2009 an den in Absatz 4 genannten 
Programmen und Maßnahmen der Gemeinschaft teil. 

(2) Die Ziele 1, 2 und 3 sowie die entsprechenden Maßnahmen in den jährlichen Arbeitsprogram­
men, die von der Kommission nach dem in Absatz 4 genannten Beschluss des Europäischen Parlaments 
und des Rates angenommen werden, gelten als relevant für die statistische Zusammenarbeit im EWR 
und stehen den EFTA-Staaten uneingeschränkt zur Teilnahme offen. 

(3) Ab 1. Januar 2009 leisten die EFTA-Staaten nach Artikel 82 Absatz 1 Buchstabe a des Abkom­
mens und den dazugehörigen Finanzbestimmungen einen finanziellen Beitrag in Höhe von 75 % des 
unter den Haushaltslinien 29 02 04 und 29 01 04 04 (Modernisierung der europäischen Unter­
nehmens- und Handelsstatistik) des Gemeinschaftshaushalts ausgewiesenen Betrags. 

(4) Gegenstand dieses Artikels ist folgender Rechtsakt der Gemeinschaft: 

— 32008 D 1297: Beschluss Nr. 1297/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2008 über ein Programm zur Modernisierung der europäischen Unternehmens- und 
Handelsstatistik (MEETS) (ABl. L 340 vom 19.12.2008, S. 76).“
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Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach Eingang der letzten Mitteilung an den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens in Kraft (*). 

Er gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2009. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 91/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Protokoll 31 zum EWR-Abkommen über die Zusammenarbeit in bestimmten 
Bereichen außerhalb der vier Freiheiten 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf die Artikel 86 und 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Protokoll 31 zum Abkommen wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 40/2009 vom 17. März 2009 ( 1 ) geändert. 

(2) Es empfiehlt sich, den Beschluss Nr. 1298/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2008 über das Aktionsprogramm Erasmus Mundus (2009-2013) zur Verbesserung der 
Qualität der Hochschulbildung und zur Förderung des interkulturellen Verständnisses durch die 
Zusammenarbeit mit Drittstaaten ( 2 ) in die Zusammenarbeit der Vertragsparteien des Abkommens 
einzubeziehen. 

(3) Das Protokoll 31 zum Abkommen sollte daher geändert werden, um diese erweiterte Zusammen­
arbeit mit Wirkung vom 1. Januar 2009 zu ermöglichen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Artikel 4 von Protokoll 31 zum Abkommen wird wie folgt geändert: 

1. Nach Absatz 2l wird folgender Absatz eingefügt: 

„2m. Die EFTA-Staaten nehmen mit Wirkung vom 1. Januar 2009 an den Aktionen 1 und 3 des 
folgenden Programms teil: 

— 32008 D 1298: Beschluss Nr. 1298/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2008 über das Aktionsprogramm Erasmus Mundus (20092013) zur Verbesserung 
der Qualität der Hochschulbildung und zur Förderung des interkulturellen Verständnisses durch 
die Zusammenarbeit mit Drittstaaten (ABl. L 340 vom 19.12.2008, S. 83).“ 

2. Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die EFTA-Staaten leisten gemäß Artikel 82 Absatz 1 Buchstabe a des Abkommens einen finanziellen 
Beitrag zu den in den Absätzen 1, 2, 2a, 2b, 2c, 2d, 2e, 2f, 2g, 2h, 2i, 2j, 2k, 2l und 2m genannten 
Programmen und Aktionen.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach Eingang der letzten Mitteilung an den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens in Kraft (*). 

Er gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2009.
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Artikel 3 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 92/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Protokoll 31 (Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen außerhalb der vier 
Freiheiten) zum EWR-Abkommen 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ 
genannt, insbesondere auf die Artikel 86 und 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Protokoll 31 zum Abkommen wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 131/2007 vom 28. September 2007 ( 1 ) geändert. 

(2) Es empfiehlt sich, den Beschluss Nr. 1098/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. Oktober 2008 über das Europäische Jahr zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung 
(2010) ( 2 ) in die Zusammenarbeit der Vertragsparteien des Abkommens einzubeziehen. 

(3) Protokoll 31 zum Abkommen sollte daher geändert werden, um diese erweiterte Zusammenarbeit 
mit Wirkung vom 1. Januar 2009 zu ermöglichen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Artikel 5 des Protokolls 31 zum Abkommen wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die EFTA-Staaten beteiligen sich an den in Absatz 8 unter den ersten beiden Gedankenstrichen 
genannten Programmen und Maßnahmen der Gemeinschaft ab 1. Januar 1996, an dem unter 
dem dritten Gedankenstrich genannten Programm ab 1. Januar 2000, an dem unter dem vierten 
Gedankenstrich genannten Programm ab 1. Januar 2001, an den unter dem fünften und dem sechsten 
Gedankenstrich genannten Programmen ab 1. Januar 2002, an den unter dem siebten und dem achten 
Gedankenstrich genannten Programmen ab 1. Januar 2004, an den unter dem neunten, dem zehnten 
und dem elften Gedankenstrich genannten Programmen ab 1. Januar 2007 und an dem unter dem 
zwölften Gedankenstrich genannten Programm ab 1. Januar 2009.“ 

2. In Artikel 8 wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32008 D 1098: Beschluss Nr. 1098/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. Oktober 2008 über das Europäische Jahr zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung 
(2010) (ABl. L 298 vom 7.11.2008, S. 20).“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach Eingang der letzten Mitteilung an den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens in Kraft (*). 

Er gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2009.
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Artikel 3 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 93/2009 

vom 3. Juli 2009 

zur Änderung von Protokoll 31 zum EWR-Abkommen über die Zusammenarbeit in bestimmten 
Bereichen außerhalb der vier Freiheiten 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf die Artikel 86 und 98, in Erwägung nachstehender 

Gründe: 

(1) Das Protokoll 31 zum Abkommen wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 94/2008 vom 4. Juli 2008 ( 1 ) geändert. 

(2) Es empfiehlt sich, die Zusammenarbeit der Vertragsparteien des Abkommens bei der Verwirklichung 
und Entwicklung des Binnenmarktes fortzusetzen. 

(3) Das Protokoll 31 zum Abkommen sollte daher geändert werden, damit diese erweiterte Zusammen­
arbeit nach dem 31. Dezember 2008 fortgesetzt werden kann — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Artikel 7 des Protokolls 31 zum Abkommen wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 6 werden die Wörter „Haushaltsjahre 2004, 2005, 2006, 2007 und 2008“ durch die Wörter 
„Haushaltsjahre 2004, 2005, 2006, 2007, 2008 und 2009“ ersetzt. 

2. In Absatz 7 werden die Wörter „Haushaltsjahre 2006, 2007 und 2008“ durch die Wörter „Haushaltsjahre 
2006, 2007, 2008 und 2009“ ersetzt. 

3. In Absatz 8 werden die Wörter „das Haushaltsjahr 2008“ durch die Wörter „die Haushaltsjahre 2008 und 
2009“ ersetzt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach Eingang der letzten Mitteilung an den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens in Kraft (*). 

Er gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2009. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 94/2009 

vom 8. Juli 2009 

zur Änderung von Protokoll 31 (Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen außerhalb der vier 
Freiheiten) und Protokoll 37 zum EWR-Abkommen 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das Anpassungspro­
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend „Abkommen“ genannt, ins­
besondere auf die Artikel 86, 98 und 101, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Protokoll 31 zum Abkommen wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 93/2008 vom 4. Juli 2008 ( 1 ) geändert. 

(2) Protokoll 37 zum Abkommen wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 76/2009 vom 30. Juni 2009 ( 2 ) geändert. 

(3) Die Teilnahme Islands und Norwegens an den europäischen GNSS-Programmen (EGNOS und Galileo) 
auf der Grundlage des Abkommens liegt im beiderseitigen Interesse der Vertragsparteien. 

(4) Die europäischen GNSS-Programme (EGNOS und Galileo) sind für Island und Norwegen von großer 
Bedeutung, da ihr Staatsgebiet und ihre Meeresgebiete in hohen Breitengraden liegen. 

(5) Island und Norwegen haben Interesse an allen Galileo-Diensten einschließlich des Öffentlichen Re­
gulierten Dienstes. 

(6) Die Vereinbarungen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Island bzw. Norwegen über Si­
cherheitsverfahren für den Austausch von Verschlusssachen sollten Berücksichtigung finden. 

(7) Die Vertragsparteien erkennen die Absicht der Europäischen Kommission an, Strategien und prakti­
sche Modalitäten für den Zugang zu öffentlichen regulierten Diensten vorzuschlagen und Maßnah­
men zum Schutz, zur Kontrolle und Verwaltung sensibler Güter, Informationen und Technologien 
der europäischen GNSS-Programme vor Interferenzen, Missbrauch, feindseligen Handlungen und 
unerwünschter Verbreitung auszubauen. 

(8) Island und Norwegen bekräftigen ihre Absicht, in ihrem Zuständigkeitsbereich zügig Maßnahmen zu 
verabschieden und durchzusetzen, mit denen ebenso große Sicherheit wie mit den in der Europäi­
schen Union anwendbaren Maßnahmen geschaffen wird. 

(9) Norwegen hat sich im Rahmen der Europäischen Weltraumorganisation und des Rahmenprogramms 
der Gemeinschaft für Forschung und Entwicklung an der Definitions- und der Entwicklungsphase von 
Galileo beteiligt. 

(10) Norwegen hat seit 2008 im GNSS-Programmausschuss und seit 2002 im Galileo-Sicherheitsausschuss 
als Beobachter teilgenommen. 

(11) Seit Juli 2008 gelten Änderungen, die die Lenkung und Finanzierung der europäischen GNSS-Pro­
gramme sowie die entsprechenden Eigentumsrechte betreffen. 

(12) Zusätzliche Grundsätze für die Zusammenarbeit können bei Bedarf zwischen den Vertragsparteien 
vereinbart werden, um nicht durch diesen Beschluss abgedeckte Bereiche zu regeln. 

(13) Die völkerrechtlichen Verpflichtungen der Vertragsparteien sind gebührend zu berücksichtigen.
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(14) Es ist angezeigt, die Zusammenarbeit der Vertragsparteien auf die Verordnung (EG) Nr. 1321/2004 
des Rates vom 12. Juli 2004 über die Verwaltungsorgane der europäischen Satellitennavigations­
programme ( 1 ), berichtigt in ABl. L 6 vom 11.1.2007, S. 10, auszuweiten. 

(15) Es ist angezeigt, die Zusammenarbeit der Vertragsparteien auf die Verordnung (EG) Nr. 1942/2006 
des Rates vom 12. Dezember 2006 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1321/2004 über die 
Verwaltungsorgane der europäischen Satellitennavigationsprogramme ( 2 ) auszuweiten. 

(16) Es ist angezeigt, die Zusammenarbeit der Vertragsparteien des Abkommens auf die Verordnung (EG) 
Nr. 683/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über die weitere Durch­
führung der europäischen Satellitenprogramme (EGNOS und Galileo) ( 3 ) auszuweiten. 

(17) Protokoll 31 zum Abkommen sollte daher geändert werden, um diese erweiterte Zusammenarbeit 
mit Wirkung vom 1. Januar 2009 zu ermöglichen. Die Teilnahme Islands an den GNSS-Programmen 
sollte aber aufgrund wirtschaftlicher Zwänge vorübergehend ausgesetzt werden. 

(18) Aufgrund der kontinuierlichen Teilnahme Norwegens an der Definitions- und der Entwicklungsphase 
von Galileo und unter Berücksichtigung seiner uneingeschränkten Teilnahme an der Errichtungsphase 
wird Norwegen einen Finanzbeitrag zu den Mittelbindungen der EU für die GNSS-Programme für das 
Jahr 2008 leisten. 

(19) Damit das Abkommen reibungslos funktionieren kann, muss Protokoll 37 zum Abkommen auf den 
Wissenschaftlich-technischen Ausschuss und den Ausschuss für Systemsicherheit und Gefahren­
abwehr, die vom Verwaltungsrat gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1321/2004 eingesetzt wurden, 
ausgeweitet werden; ferner muss Protokoll 31 zum Abkommen geändert werden, um die Verfahren 
für die Beteiligung an diesen Ausschüssen festzulegen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Artikel 1 von Protokoll 31 zum Abkommen wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

„a) Die EFTA-Staaten beteiligen sich uneingeschränkt an der Europäischen GNSS-Aufsichtsbehörde (nach­
stehend ‚Behörde‘ genannt), die mit folgendem Rechtsakt der Gemeinschaft errichtet wurde: 

— 32004 R 1321: Verordnung (EG) Nr. 1321/2004 des Rates vom 12. Juli 2004 über die Ver­
waltungsorgane der europäischen Satellitennavigationsprogramme (ABl. L 246 vom 20.7.2004, 
S. 1), berichtigt in ABl. L 6 vom 11.1.2007, S. 10, geändert durch: 

— 32006 R 1942: Verordnung (EG) Nr. 1942/2006 des Rates vom 12. Dezember 2006 
(ABl. L 367 vom 22.12.2006, S. 18). 

b) Die EFTA-Staaten leisten gemäß Artikel 82 Absatz 1 Buchstabe a des Abkommens und Protokoll 32 
zum Abkommen einen Finanzbeitrag zu den unter Buchstabe a genannten Aktivitäten. 

c) Die EFTA-Staaten nehmen uneingeschränkt am Verwaltungsrat der Behörde und am Wissenschaftlich- 
technischen Ausschuss sowie am Ausschuss für Systemsicherheit und Gefahrenabwehr der Behörde 
teil, haben jedoch kein Stimmrecht.
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d) Die Behörde besitzt Rechtspersönlichkeit. Sie besitzt in jedem Staat, der Vertragspartei des Abkom­
mens ist, die weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die juristischen Personen nach dessen 
Rechtsvorschriften zuerkannt ist. 

e) Die EFTA-Staaten wenden auf die Behörde das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der 
Europäischen Gemeinschaften an. 

f) Abweichend von Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften können Staatsangehörige eines EFTA-Staates, die im 
Besitz ihrer vollen staatsbürgerlichen Rechte sind, vom Direktor der Behörde unter Vertrag genom­
men werden. 

g) Nach Artikel 79 Absatz 3 des Abkommens gilt Teil VII (Institutionelle Bestimmungen) des Abkom­
mens mit Ausnahme der Abschnitte 1 und 2 von Kapitel 3 für diesen Absatz. 

h) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 
über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der 
Kommission gilt hinsichtlich der Durchführung dieser Verordnung ebenfalls für alle Dokumente der 
Behörde in Bezug auf die EFTA-Staaten. 

i) Dieser Absatz gilt nicht für Liechtenstein. 

j) In Bezug auf Island wird die Anwendung dieses Absatzes ausgesetzt, bis der Gemeinsame EWR- 
Ausschuss eine andere Entscheidung erlässt.“ 

2. Nach Absatz 8 wird folgender Absatz eingefügt: 

„8a. a) Die EFTA-Staaten beteiligen sich ab 1. Januar 2009 an den Maßnahmen, denen folgender Rechts­
akt der Gemeinschaft zugrunde liegt: 

— 32008 R 0683: Verordnung (EG) Nr. 683/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 9. Juli 2008 über die weitere Durchführung der europäischen Satellitenprogramme 
(EGNOS und Galileo) (ABl. L 196 vom 24.7.2008, S. 1). 

b) Die EFTA-Staaten leisten gemäß Artikel 82 Absatz 1 Buchstabe a des Abkommens und 
Protokoll 32 zum Abkommen einen Finanzbeitrag zu den unter Buchstabe a genannten Aktivi­
täten. 

Außerdem zahlt Norwegen auf der Grundlage von Artikel 82 Absatz 1 Buchstabe c des Abkom­
mens einen Beitrag von 20 114 000 EUR für das Jahr 2008 (die erste Hälfte bis zum 31. August 
2012, die zweite Hälfte bis zum 31. August 2013), der in den in Artikel 2 Absatz 2 
Unterabsatz 1 von Protokoll 32 vorgesehenen Mittelabruf aufzunehmen ist. 

c) Die EFTA-Staaten beteiligen sich uneingeschränkt an allen Gemeinschaftsausschüssen, die die 
Kommission bei der Verwaltung, Entwicklung und Durchführung der Tätigkeiten im Rahmen 
der unter Buchstabe a genannten Tätigkeiten unterstützen, haben dort aber kein Stimmrecht. 

Unbeschadet dieser Bestimmung kann die Teilnahme der EFTA-Staaten an den Ausschüssen der 
Gemeinschaft, die die Europäische Kommission insbesondere in Sicherheitsfragen unterstützen, 
Gegenstand gesonderter Vereinbarungen zwischen den EFTA-Staaten und der Europäischen Kom­
mission sein. Solche Vereinbarungen sollten eine einheitliche Vorgehensweise der Europäischen 
Gemeinschaften und der EFTA-Staaten beim Schutz der in den europäischen GNSS-Programmen 
verwendeten Daten, Informationen und Technologien und die Einhaltung der diesbezüglichen 
völkerrechtlichen Verpflichtungen der Vertragsparteien ermöglichen 

d) Dieser Absatz gilt nicht für Liechtenstein. 

e) In Bezug auf Island wird die Anwendung dieses Absatzes ausgesetzt, bis der Gemeinsame EWR- 
Ausschuss eine andere Entscheidung erlässt.“
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3. Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„Die in den Absätzen 5, 8a, 9 und 10 genannte Bewertung und umfassende Neuorientierung der 
Aktivitäten der Gemeinschaft im Bereich Forschung und technologische Entwicklung wird nach dem 
in Artikel 79 Absatz 3 des Abkommens genannten Verfahren durchgeführt.“ 

Artikel 2 

In Protokoll 37 (mit der in Artikel 101 vorgesehenen Liste) des Abkommens werden folgende Punkte 
eingefügt: 

„30. Wissenschaftlich-technischer Ausschuss (Verordnung (EG) Nr. 1321/2004 des Rates). 

31. Ausschuss für Systemsicherheit und Gefahrenabwehr (Verordnung (EG) Nr. 1321/2004 des Ra­
tes).“ 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach Eingang der letzten Mitteilung an den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens in Kraft (*). 

Er gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2009. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 8. Juli 2009. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Vorsitzende 

Oda Helen SLETNES

DE 22.10.2009 Amtsblatt der Europäischen Union L 277/53 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.
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